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WAS HEISST HIER EIGENTLICH RECHTS?
Von der Rückeroberung eines ehrenwerten Begriffs

Wann ist „rechts“ ei-
gentlich zum politi-
schen Schimpfwort 
geworden? Wie ist es 
gelungen, eine demokra-
tische politische Einstel-
lung derart zu verun-
glimpfen, dass sie inzwi-
schen bei vielen Bürgern 
als abgeschwächte Form 
von „Faschist“ oder gar 
„Nazi“ wahrgenommen 
wird?
Dabei hat die politische 
Rechte in der Bundesre-
publik eine äußerst ver-
dienstvolle Geschichte. 
Denn „rechts“, das be-
deutete früher ganz 
einfach konservativ. 
Und es waren vor allem 
konservative Parteien 
und Politiker, die die 
Bundesrepublik zum Er-
folg verholfen haben. 
Doch selbst die SPD-
Kanzler Brandt, Schmidt 
und Schröder würden aus 
heutiger Sicht wahr-
scheinlich als „rechts“ 
gelten. Auch sie standen 
schließlich für kontrol-
lierte Zuwanderung, eine 
vernunftgeleitete Ener-
gie- und Wirtschaftspoli-
tik und das klassische Fa-
milienbild, um nur einige 
Beispiele zu nennen. 
Woher stammt der 
Begriff? Die Einteilung 
in rechts und links geht 
ursprünglich auf die Sitz-
ordnung in der französi-
schen Deputiertenkam-
mer Anfang des 19. Jahr-
hunderts zurück. Damals 

saßen die Vertreter des 
Adels, und damit der al-
ten Ordnung, aus Sicht 
des Präsidenten auf der 
rechten Seite. Die Vertre-
ter des Bürgertums saßen 
dementsprechend auf der 
linken Seite. 
Diese Einteilung hat sich 
im Laufe der Zeit so sehr 
etabliert, dass wir auch 
heute noch von rechten 
(konservativen) und von 
linken (sozialistischen) 
Parteien sprechen. Wobei 
sich dies schon in der al-
ten Bundesrepublik vor 
1990 nicht mehr in der 
Sitzordnung im Bundes-
tag widerspiegelte, denn 
dort saß die liberale FDP 
regelmäßig rechtsaußen.
Damals und bis in die 
Ära Merkel hinein, stand 
„rechts“ einfach für kon-
servative Politik. Sehr 
schön veranschaulichen 
lässt sich dies an dem le-
gendären Ausspruch von 
Franz-Josef Strauß, dass 
sich „rechts von der CSU 
nur noch die Wand befin-
den“ dürfe. 
Umdeutung für die AfD
Geändert hat sich dies 
erst, als die Alternative 
für Deutschland zur erns-
ten Bedrohung für die 
etablierten Parteien wur-
de. Mehr und mehr wur-
de „rechts“ zum Kampf-
begriff, der eine Veror-
tung außerhalb des de-
mokratischen Spektrums 
suggerieren sollte. Gerne 

wurden dabei auch Asso-
ziationen mit den Natio-
nalsozialisten herangezo-
gen, obwohl diese, wie 
der Name schon sagt, in 
erster Linie Sozialisten 
waren und damit eher 
dem linken Spektrum zu-
zuordnen. 
In der Geschichte der 
Bundesrepublik stand 
„rechts“ jedenfalls die 
meiste Zeit synonym für 
„konservativ“. Diese ei-
gentliche Bedeutung des 
Begriffs müssen wir uns 
zurückholen und neu zur 
Geltung bringen. Denn es 
war in erster Linie kon-
servative, also „rechte“ 
Politik, die für die Er-
folgsgeschichte der alten 

Bundesrepublik nach 
dem zweiten Weltkrieg 
verantwortlich war. 
Was heißt „konservativ“?
Während damals also 
„konservativ“ für Zuver-
lässigkeit, solides Wirt-
schaften, für Leistung, 
Familie und klassische 
Werte stand, haftet dem 
Begriff heute oft ein Ge-
ruch des Rückwärtsge-
wandten, nicht Zukunfts-
fähigen an. Dabei könnte 
nichts ferner von der 
Wahrheit sein. 
Konservative Politik be-
deutet vor Allem, so lan-
ge am Bewährten fest-
zuhalten, bis etwas 
nachweislich Besse-
res gefunden wurde. 
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Kaufmann auf Sommertour
Vom 12. bis 26. August

auch in Ihrer Nähe

Auf meiner Sommertour durch den Wahlkreis möchte ich mit Ihnen ins Gespräch zu 
kommen. 
Besuchen Sie mich doch an einem der zahlreichen Infostände in den Saale-Kreisen. 
Ich freue mich auf die Begegnung mit Ihnen. 
Den Tourplan finden Sie auf Seite 8.

Die gesamte Riege der 
Altparteien strebt hinge-
gen mit realitätsblinder 
Verbissenheit nach ge-
sellschaftlicher Verände-
rung um jeden Preis. 
Ob die damit verbunde-
nen Konzepte und Maß-
nahmen schon jemals in 
der Praxis erprobt wur-
den oder auch nur theo-
retisch verantwortbar 
wären, scheint dabei im-
mer weniger zu interes-
sieren. Ganz zu schwei-
gen von der Frage, ob sie 
von einer Mehrheit der 
Bürger überhaupt gewollt 
sind. Kein Wunder also, 
dass die AfD ihnen ein 
Ärgernis ist.
Die deutsche Gesellschaft 

darf aber kein Reallabor 
für Sozialexperimente 
sein. Zu viel steht dabei 
auf dem Spiel: Wohl-
stand, Frieden und Si-
cherheit, ja letztlich der 
Zusammenhalt der Ge-
sellschaft selbst. Unkon-
trollierte Massenzuwan-
derung, die übergriffige 
Politik aus Brüssel und 
die wohlstandsvernich-
tende so genannte Ener-
giewende zeigen doch 
schon längst ihre ver-
hängnisvollen Auswir-
kungen.
Gegen all das wendet sich 
d i e A l t e r n a t i v e f ü r 
Deutschland als letzte 
verbliebene bürgerlich-
konservative Kraft und 
setzt sich für vernunftge-
leitete konservative Poli-
tik, ohne unverantwort-
bare gesellschaftliche Ex-
perimente ein. In diesem 
Sinne und in der Traditi-
on großer Konservativer 
wie Konrad Adenauer 
und Ludwig Erhard be-
kennt sich die AfD unein-
geschränkt dazu, konser-
vativ und somit „rechts“ 
zu sein. Verhelfen wir 
diesem Begriff zu neuer 
Würde, indem wir dem 
Bewährten in Wirtschaft, 
Familie und Gesellschaft 
zu neuer Geltung verhel-
fen und aufgeschlossen 
für Neues bleiben, sofern 
es wirklich und nach-
weislich dem Wohl der 
Menschen in unserem 
Land dient.

BEREIT FÜR MEHR
Die Folgen der Politik der 
Ampel und ihrer Helfer in 
der Opposition sind in-
zwischen in der Tages-
presse angekommen. Als 
im Juli die OECD Deutsch-
land wirtschaftlich auf dem 
letzten Platz der führenden 
Industrienationen einstuf-
te, da redeten willige Jour-
nalisten das noch schön. 
Doch inzwischen gibt es 
nichts mehr zu beschö-
nigen. Deutschland ist in 
der Krise, nicht nur wirt-
schaftlich.
Die Deindustrialisierung ist 
in vollem Gange, die Infra-

struktur bröckelt, die Bun-
deswehr ist kaum ein-
satzbereit, das Bildungs-
system ist überlastet und 
Millionen Einwanderer in 
die überlasteten Sozialsy-
steme kommen über die 
ungeschützten Grenzen.
Ist das „nur“ Unfähigkeit? 
Nein, im Gegenteil! Wir 
erleben nun die Politik der 
„Großen Transformation“, 
die seit Jahren angekün-
digt wurde. Verknappung 
und Verteuerung von En-
ergie, Einschränkung der 
Mobilität, der Pakt für 
Migration, das sind einige 

der Ziele, die nun umge-
setzt werden.
Die Coronapandemie und 
die vorgebliche Klimakrise 
sind die Vehikel, um Angst 
zu verbreiten und diesen 
Umbau der Gesellschaft, 
über den nie abgestimmt 
wurde, voranzutreiben. 
Wer widerspricht, wird als 
Rechter, als Schwurbler, 
als Querdenker verun-
glimpft oder gar mit Diffa-
mierungskampagnen um 
seine Existenz gebracht.
Würde es den Grünen 
wirklich um das Klima 
gehen, dann hätten sie die 
CO2-freien Kernkraftwerke 
nicht abgeschaltet.

Die panische Eile beim 
Durchpeitschen des „Hei-
zungshammers“ oder des 
Energieeffizienzgesetzes  
zeigt, dass die Ampel weiß, 
dass sie nur noch ein kur-
zes Zeitfenster für ihre 
Transformationspolitik hat 
– bis zu den Bundestags-
wahlen 2025.
Denn dann können die 
Wähler dem Spuk ein Ende 
bereiten. Die Umfragen 
zeigen, dass die einzige 
Partei, die für ein Ende der 
linksgrünen Transforma-
tion steht,  an Zustimmung 
gewinnt. Die AfD ist bereit 
für mehr. 
Die Menschen, die arbeiten 

und Werte schaffen, die 
ihre wohlverdiente Rente 
genießen oder sich auf ein 
produktives Leben vorbe-
reiten, haben Anspruch auf 
alle Unterstützung der 
Politik. Die ideologische 
Gängelung der Bürger 
durch die Politik muss 
aufhören. Wir brauchen 
eine Politik der Vernunft.
Verlassen Sie sich nicht auf 
die Medien, die im Zweifel 
AfD-Vertreter nicht zu 
Wort kommen lassen. 
Informieren Sie sich direkt, 
was Ihre AfD-Abgeordne-
ten für Sie tun. Auch dafür 
ist diese Zeitung da.
Informieren Sie sich selbst 

und lassen Sie sich trotz 
allem nicht die Laune 
verderben. Alles Gute!
Ihr 
Prof. Michael Kaufmann, 
Mitglied des Deutschen 
Bundestages

Ein Scheitern mit 
Ansage
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WOHLSTAND ADE WALDBRÄNDE

Von Klimafanatikern 
instrumentalisiert
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SCHNÜFFELEI

Damals und heute
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Die Ampelregierung ver-
nichtet mit atemberau-
bender Geschwindigkeit 
Werte, die in Jahrzehn-
ten geschaffen wurden. 
Während die Weltwirt-
schaft nach den Schocks 
durch Corona und den 
Krieg in der Ukraine aller 
Orten langsam wieder 
wächst, wird Deutsch-
land zusehends abge-
hängt. 
Im neuen Wachstumsaus-
blick des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) ist 
die deutsche Volkswirt-
schaft unter den 22 unter-
suchten Staaten und Re-
gionen die Einzige, in der 
das Bruttoinlandsprodukt 
2023 sinken soll. Der IWF 
rechnet mit einem Minus 
von 0,3 Prozent und auch 
2024 könne Deutschland 
den Rückstand kaum auf-
holen. 

Die Gründe für diesen 
Niedergang der deut-
schen Wirtschaft sind al-
lesamt hausgemacht: Ho-
he Energiepreise und in 
der Folge Inflation, eine 
ausufernde Bürokratie 
und ein dramatischer 
Fachkräftemangel als 
Folge einer jahrzehnte-
langen Bildungsmisere.
Hinzu kommt eine zu-
nehmende Resignation 
und Mutlosigkeit unter 
Deutschlands Unterneh-
mern, die sich einer de-
saströsen Politik hilflos 
ausgeliefert fühlen. Wer 
die Mittel dazu hat, verla-
gert sein Unternehmen 
ins Ausland. Andere 
schließen für immer. 

Dieser Entwicklung muss 
dringend Einhalt geboten 
werden, denn lange wird 
es nicht mehr gut gehen, 

die selbstgeschaffenen 
Probleme mit Geld zuzu-
schütten. 
Schon jetzt können sich 
zehn Millionen Deutsche 
nach den Zahlen von Eu-
rostat für 2022 nicht 
mehr jeden zweiten Tag 
eine Mahlzeit mit Fleisch, 

Fisch oder gleichwertigen 
vegetarischen Zutaten 
leisten. 
Gleichzeitig beziehen 
587.000 erwerbsfähige 
Flüchtlinge, etwa aus Sy-
rien, Afghanistan und 
Irak Bürgergeld. Gesamt-
kosten pro Monat rund 

Entwicklungshilfe absurdWir verspielen unseren Wohlstand

Vom 21. bis 30. Mai 2023 
hat die Weltgesundheits-
organisation (WHO) in 
Genf zwei internationale 
Gesundheitsabkommen 
beraten: die Internatio-
nalen Gesundheitsvor-
schriften (International 
Health Regulations, IHR) 
und den sogenannten 
Pandemievertrag (Inter-
national Treaty on Pan-
demic, Prevention, Pre-
paredness and Response).
Insbesondere vor dem 
Hintergrund der zwei-
felhaften Rolle, die die 
WHO während der Coro-
napandemie spielte, sind 
Fachleute seitdem alar-
miert. Strittig ist dabei 
vor allem die beispiellose 
Autorität, die diese Vor-
schläge der WHO verlei-
hen könnten. 
Unter anderem Dr. David 
Bell, ein ehemaliger lei-
tender Mitarbeiter der 
WHO, warnt davor, dass 
die WHO hierdurch die 
Macht bekommen könn-
te, von den Ländern hohe 
finanzielle Beiträge zu 
verlangen, den wissen-
schaftlichen Diskurs zu 
unterdrücken und als 
Reaktion auf gesundheit-
liche Notfälle, die sie 
nach eigenem Ermessen 
ausrufen kann, Reisebe-
schränkungen, Lock-
downs und Zwangsim-
pfungen durchzusetzen. 

Voraussetzung dafür ist, 
dass die Mitgliedsländer 
die Vertragswerke, die im 
Frühjahr 2024 verab-

Die WHO greift 
nach der Macht
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LINDNER
„MIT 
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Mit dem Ergebnis der No-
minierung können wir 
sehr zufrieden sein und 
haben nun gute Chancen 
aus der Europawahl am 
9. Juni 2024 deutsch-
landweit als stärkste Kraft 
hervorzugehen. 
Bitte merken Sie sich die-
sen Termin unbedingt vor 
und setzen Sie Ihr Kreuz 
bei der AfD,  der einzigen 
Partei, die sich dafür ein-
setzt, die viel zu weit ge-
henden Kompetenzen der 
EU-Institutionen wieder 
auf ein sinnvolles Maß zu-
rückzufahren. 

Die staatliche Finan-
zierung von Diffami-
erung der Opposition 
muss aufhören.
2022 hat die linksradi-
kale Amadeo-Antonio-
Stiftung mehr als 2,2 
Millionen Euro allein aus 
Bundesmitteln erhalten. 
Geleitet wird die Stiftung  
vom ehemaligen Stasi-
Spitzel Anetta Kahane. 
Eine Meldestelle „Antife-
minismus“ und das Ver-
breiten von Hass und 
Hetze gegen die AfD 
genügen offenbar, um 
mehr als 2 Millionen 
Euro an Steuergelder zu 
erhalten.
Auch das als gemein-
nütziger Verein organisi-
erte Deutsche Institut für 
Menschenrechte (DIMR) 
tut kaum etwas anderes, 
als die Opposition zu 
diffamieren und erhält 
dafür Millionen Euro aus 
dem Bundeshaushalt. 
Mit diesem Geld wirbt 
der Verein breitenwirk-
sam und natürlich medial 
unterstützt für ein Verbot 

der AfD, statt sich sat-
zungsgemäß mit Men-
schenrechtsverletzungen 
in Deutschland zu be-
schäftigen. Die gab es 
schließlich im Rahmen 
der unsäglichen Corona-
maßnahmen zuhauf.

Wir fordern daher, dem 
DIMR die gesetzliche 
Grundlage zu entziehen, 
um den Platz frei zu 
machen für eine neutrale 
Stelle, die tatsächlich als 
Wächter der Menschen-
rechte fungiert, statt ihre 

Stellung zu nutzen, um 
selbst Politik im Sinne 
der Regierung zu betrei-
ben. 
Diffamierung der Oppo-
sition und Bespitzelung 
der Bürger sind keine 
Tätigkeiten, die es zu 
fördern gilt. 
Die unsägliche Praxis, 
dass Millionen an Steuer-
geldern für die partei-
politische Bekämpfung 
der Opposition verbrannt 
werden, muss jedenfalls 
ein Ende haben. 

Auf gleich zwei Parteita-
gen vom 28. - 30. Juli und 
vom 4. - 6.  August hat die 
Alternative für Deutsch-
land ihre Kandidaten für 
die Europawahl im Früh-
jahr 2024 nominiert. 
In den Medien wurde be-
mängelt, dass wir unge-
wöhnlich lange wir für die 
Nominierung gebraucht 
haben. Doch wir sehen 
darin ein Tugend. Als   
basisdemokratische Par-
tei, präsentieren wir den 
Delegierten unserer Par-

teitage eben keine vorge-
fertigten Listen, die dann 
vom Parteitag nur noch 
abgenickt werden sollen. 
Wir wollen die offene De-
batte, damit alles, was wir 
entscheiden, so gut wie 
möglich den Willen der 
Mehrheit unserer Mitglie-
der widerspiegelt. Für 
dieses Ziel sind unsere 
Delegierten auch bereit 
gleich zwei Wochenenden 
zu opfern, um zu ermit-
teln, welche Kandidaten 
unsere Mitglieder in den 
Europawahlkampf schi-
cken wollen. 

Bereit für Brüssel 
AfD nominiert ihre Kandidaten für die Europawahl

Kein Steuergeld für linke Hetze

Die Delegierten aus Thüringen

436 Millionen Euro oder 
rund 5,2 Milliarden pro 
Jahr. Geld, das dringend 
gebraucht würde für Ent-
lastungen, um unsere 
Wirtschaft wieder in 
Schwung zu bringen. 
Die rot-grüne Ideologie 
ist bereits jetzt auf ent-
setzliche Weise geschei-
tert. Die Einzigen, die das 
offenbar noch nicht er-
kennen, sind Ampelpoliti-
ker und deren Wähler, die 
zum Glück ständig weni-
ger werden. 
Ab dem Tag, wo die Alter-
native für Deutschland 
Regierungsverantwortung 
übernehmen wird, wer-
den wir alles daransetzen, 
das Geld der Steuerzahler 
wieder dafür einzusetzen, 
dass es unserem Land 
und den Menschen und 
Unternehmen, die dieses 

Land stark machen, gut 
geht. Wir können nicht 
die ganze Welt retten. 
Und je schwächer wir 
selbst werden, desto we-
niger werden wir in der 
Lage sein, dort zu helfen, 
wo Not herrscht. 
Höchste Zeit für einen Po-
litikwechsel zum Wohl 
unseres Landes. Die Zei-
chen dafür stehen gut. 

Nichts ist schwerer, als Leute, 
die ohnehin des Nachdenkens 
nicht gewohnt sind, durch Ver-
nunftgründe von einer Wahr-
heit überzeugen zu wollen, die 
ihnen zuwider ist. 

Johann Heinrich Jung-Stilling 

Wiederholt habe ich in 
meinen Reden und In-
itiativen im Deutschen 
Bundestag angemahnt, 
dass in einigen Bereichen 
der Wissenschaft (Ge-
sundheit, Klima, Gender 
e t c . ) d i e b e w ä h r t e n 
Grundsätze wissenschaft-
lichen Arbeitens nicht 
mehr beachtet werden, 
weshalb vor dieser Art 
von Pseudowissenschaft 
zu warnen ist. 
Für diese Mahnung be-
kam ich unlängst Unter-
stützung von höchster 
Stelle. Kein Geringerer 
als der Nobelpreisträger 
für Physik von 2022, Dr. 
John F. Clauser, kritisier-
te im Juli in einer vielbe-
achteten Rede vor jungen 
Wissenschaft lern im 
Rahmen der Konferenz 
„Quantum Korea 2023“: 
„Die Welt, die ich derzeit 
beobachte, ist geradezu 
überschwemmt, gesät-
tigt mit Pseudowissen-
schaft, mit schlechter 
Wissenschaft, mit wis-
senschaftlicher Fehlin-
formation und Desinfor-
mation und mit dem, 
was ich als «Techno-
Cons» bezeichne“ („Con“ 
= „Trickbetrug“)
Wäre Dr. Clauser nicht 
Nobelpreisträger, die 
Medienmeute hätte ihn 
wohl sofort als „Ver-
schwörungstheoretiker“ 
zerrissen. So aber dürfen 
wir uns freuen, dass einer 
der größten lebenden Na-
turwissenschaftler an 
prominenter Stelle das 
ausspricht, was mich und 
viele andere seit Jahren 
bewegt: Wissenschaft hat 
sich in viel zu vielen Be-
reichen zum Erfüllungs-

Nobelpreisträger beklagt 
„Pseudowissenschaft“

gehilfen von politischer 
Agenda machen lassen 
und dabei einige ihrer 
grundlegenden Prinzipi-
en über den Haufen ge-
worfen, ja, letztlich ihre 
Würde verloren.
Und damit keine Miss-
verständnisse aufkom-
men, was und wen Clau-
ser gemeint haben könn-
te, nannte er einige der 
Verdächtigen beim Na-
men. „Meiner Meinung 
nach ist der IPCC (Welt-
klimarat - Red.) eine der 
schlimmsten Quellen für 
gefährliche Fehlinforma-
tionen.“ Und weiter: „Ich 
kann mit Bestimmheit 
sagen, dass es keine ech-
te Klimakrise gibt und 
dass der Klimawandel 
keine extremen Wette-
rereignisse verursacht.“
Die Welt muss zurück-
kehren zu den Grundsät-
zen guter, echter Wissen-
schaft.
1. Die Wahrheit kann nur 
durch die unvoreinge-
nommene Beobachtung 
von Naturphänomenen 
gefunden werden.
2. Gute Wissenschaft 
stützt sich immer auf 
gute Experimente, die re-
produzierbar sowie gänz-
lich nachvollziehbar, und 
deren die Ergebnisse auf 
die Gesamtheit übertrag-
bar sein müssen. 
Auch darum kann man 
Gebieten wie den "gender 
studies" getrost die Wis-
senschaftlichkeit abspre-
chen."
Abschließend noch zwei 
Mahnungen von Dr. 
Clauser an die jungen 
Wissenschaftler in Korea, 

die wir alle uns zu Her-
zen nehmen sollten.
„Nutzen Sie die aus sorg-
fältig durchgeführten 
Experimenten und For-
schungen gewonnenen 
Informationen, um die 
Verbreitung von wissen-
schaftlichen Fehlinfor-
mationen, Desinforma-
tionen und «Techno-
Cons» zu stoppen.“
„Die Wahrheit kann ge-
funden werden, wenn 
und nur wenn man lernt, 
gute Wissenschaft zu er-
kennen und anzuwen-
den. Das gilt vor allem 
dann, wenn die echte 
Wahrheit politisch un-
korrekt ist und nicht den 
politischen oder wirt-
schaftlichen Zielen oder 
Wünschen der Regieren-
den entspricht.“
Als Ingenieur und Wis-
senschaftler spricht die-
ser große Naturforscher 
mir aus dem Herzen. Als 
Politiker sind seine Wor-
te mir erneuter Ansporn, 
mich bei jeder sich bie-
tenden Gelegenheit dafür 
einzusetzen, dass echte, 
seriöse Wissenschaft ihre 
Geltung behält und Pseu-
dowissenschaft als das 
entlarvt wird, was sie ist: 
Ein großangelegter und 
gefährlicher Betrug an 
der gesamten Mensch-
heit. 
Politische Korrektheit ist 
etwas für ideologiegetrie-
bene Politiker. In der 
Wissenschaft hat sie 
nichts zu suchen. 

Die äußerst lesenswerte voll-
ständige Rede von Dr. John F. 
Clauser in deutscher Überset-
zung finden Sie hier:

https://weltwoche.ch/daily/
ich-kann-getrost-sagen-dass-
es-keine-echte-klimakrise-gibt-
physik-nobelpreis-traeger-
john-f-clauser-ueber-wahrheit-
und-wissenschaft/

Deutschland zahlt nach 
wie vor mehrere hundert 
Millionen Euro pro Jahr 
an Entwicklungshilfe an 
China. An ein Land also, 
dass zu einer der füh-
renden Wirtschaftsmäch-
te der Welt aufgestiegen 
ist und zu unseren härte-
sten Wettbewerbern auf 
den Weltmärkten gehört. 
Doch ist dies beileibe 
nicht der einzige Fall, wo 
deutsche Entwicklungs-
hilfe in geradezu absurde 
Kanäle fließt. 
Äthiopien ist ein bit-
terarmes Land, das unse-
re Hilfe wirklich gebrau-
chen kann. Höhe der 
Zahlungen zuletzt 190,5 
Mio Euro. Doch deren 
Präsident lässt sich  jetzt, 
wie die Neue Zürcher 
Zeitung berichtete, auf 
600 Hektar Land einen 

Palast bauen, dessen 
Kosten auf über eine 
Milliarde Euro veran-
schlagt werden. 
Entwicklungshilfe ist 
sinnvoll und notwendig. 
Nicht zuletzt, um die 
Lebensbedingungen in 
jenen Ländern zu verbes-
sern, aus denen sich 
ansonsten Millionen auf 
den Weg machen, um bei 
uns ein besseres Leben 
zu finden. 
Doch dürfen wir Bürger 
von der Regierung ande-
rerseits auch erwarten, 
dass sie sorgfältig prüft, 
ob unser Steuergeld vor 
Ort tatsächlich den Men-
schen zugute kommt, 
oder ob es, wie im Fall 
China, völlig überflüssig 
ist bzw. wie in Äthiopien 
in zweifelhaften Kanälen 
versickert. 

rechte gefährdet sah. Ich 
habe über das Programm 
mitentschieden. Mir war 
und ist dabei besonders 
wichtig, dass Demokra-
tie, bürgerliche Grund-
rechte, Rechtsstaat und 
Meinungsfreiheit zum 
Kern unseres Programms 
gehören. Gerade wegen 
meiner Erfahrungen mit 
der Stasi ist das für mich 
nicht verhandelbar. Da-
mit sind ich und meine 
Partei zur Gefahr für den 
etablierten Politikbetrieb 
geworden – zumal unsere 
Umfragewerte trotz fort-
laufend negativer Bericht-
erstattung und Ausgren-
zung stetig steigen.
Heute ist es der Verfas-
sungsschutz, dem eine 
freiheitliche Partei su-
spekt ist. Die AfD-Mitglie-
der halten sich nicht an 
ideologisch gezogene 
Grenzen des Sag- und 
Denkbaren, bestehen auf 
Grundrechte und Mei-
nungsfreiheit. Und des-
halb wurde sie zum Beob-
achtungsfall erklärt. Das 
heißt, wir müssen wieder 

damit rechnen, dass Spit-
zel eingeschleust, Treffen 
protokolliert und Gesprä-
che abgehört werden. Ge-
legentlich erinnern wir 
uns gegenseitig daran, 
und diesmal ist es nicht 
nur eine Vermutung. 
In den achtziger Jahren 
wurde ich von der Staats-
sicherheit bespitzelt, heu-
te durch den Verfassungs-
schutz. Gibt es denn wirk-
lich keinen Unterschied 
zwischen damals und 
heute? Nein, für mich 
nicht. Ein Staat, der Bür-
ger bespitzelt, die sich im 
Rahmen geltender Geset-
ze betätigen, steht auf der 
Seite des Unrechts. Ohne 
Wenn und Aber. 
Darüber hinaus ist es ein 
Armutszeugnis für einen 
Staat, einen Geheim-
dienst zu unterhalten, der 
die Gesinnung der eige-
nen Bürger ausspioniert. 
Perfide wird es, wenn sich 
hochrangige Vertreter 
dieses Geheimdienstes 
auch noch in politische 
Debatten einmischen und 
die Opposition im Sinne 

Während meines Studi-
ums von 1985 bis 1990 in 
der DDR war ich in der 
Evangelischen Studenten-
gemeinde aktiv. Hier war 
der Einfluss der staatli-
chen Organe weniger 
stark. Auch wenn die Kir-
chen oft mit dem sozialis-
tischen Staat kollaborier-
ten, öffneten sie Nischen, 
in denen man sich abseits 
der staatlichen Ideologie 
treffen, diskutieren und 
betätigen konnte. 
Diese Nischen waren na-
türlich für die omniprä-
sente Staatssicherheit su-
spekt und mussten kon-
trolliert werden. Uns war 
das klar, und hin und wie-
der erinnerten wir uns ge-
genseitig daran, dass ver-
mutlich bei jedem Treffen 
mindestens ein Stasi-Spit-
zel anwesend sein würde. 
Beim Einblick in die Sta-
si-Akten nach 1990 fan-
den sich dann auch tat-
sächlich umfangreiche 
Spitzel-Berichte über die 
Aktivitäten der Studen-
tengemeinde. Doch die 
Vermutung, bespitzelt zu 
werden, hat uns damals 
nicht aufgehalten. Wir 
waren frei denkende Indi-
viduen und standen auf 
der richtigen Seite.
Ich hätte nach 1990 nicht 
gedacht, dass ich mich 
dreißig Jahre später wie-
der in dieser Situation be-
finden würde. 
2013 habe ich die AfD 
mitgegründet, weil keine 
der etablierten Parteien 
für mich wählbar war, 
weil ich Demokratiedefi-
zite spürte und schon da-
mals Freiheit und Grund-

Gesinnungsschnüffelei
- damals und heute

der Regierung herabwür-
digen. Beobachten konnte 
man dies zuletzt sowohl 
in Thüringen als auch im 
Bund.
Während der Verfas-
sungsschutz einen florie-
renden Spitzelapparat ge-
gen die Bürger unterhält 
und sich munter in politi-
sche Debatte einmischt, 
wird der wirklich wichtige 
Bundesnachrichtendienst 
(BND) vernachlässigt und 
versagt. Keine Ahnung ist 
zum Markenzeichen des 
BND geworden. Keine 
Ahnung vom bevorste-
henden Krieg in der 
Ukraine, keine Ahnung 
vom Anschlag auf Nord-
Stream. Wenn man etwas 
wissen will, muss man in 
den USA, Großbritannien 
oder Israel nachfragen.
Die Ex-BND-Präsidenten 
August Hanning und Ger-
hard Schindler bescheini-
gen der Politik in einem 
Gastbeitrag für „Bild am 
Sonntag“, den Nachrich-
tendienst über Jahre hin-
weg „zum zahnlosen 
Wachhund mit Maulkorb 
und Eisenkette degene-
riert“ zu haben.
Auch auf diesem Gebiet ist 
ein Politikwechsel nötig. 
Die Prioritäten müssen 
richtig gesetzt werden – 
wie es sich für einen demo-
kratischen Rechtsstaat ge-
hört. Der Bundesnachrich-
tendienst muss sich um 
unsere Feinde kümmern. 
Gesinnungsschnüffelei ge-
gen die eigenen Bürger 
brauchen wir nicht.
Wir stehen auf der richti-
gen Seite.

schiedet werden sollen, 
zuvor ratifizieren. 
Doch hier hat sich der 
Deutsche Bundestag am 
12. Mai in einem Akt 
vorauseilenden Gehor-
sams, selbstverständlich 
gegen die Stimmen der 
AfD, bereits dafür aus-
gesprochen, die Befug-
nisse der WHO „zu stär-
ken“. 
Eine derartige Übertra-
gung nationaler Hoheits-
rechte auf eine supranati-
onale Organisation wäre 
in keinem Fall hinnehm-
bar. Sie ist es umso weni-
ger, als die WHO in ho-
hem Maße von privaten 
Geldgebern abhängig ist 
und zudem während der 
Coronakrise bewiesen hat, 
dass sie keineswegs unab-
hängig und ergebnisoffen 
an gesundheitliche Not-
lagen herangeht. 
Durch die faktische Will-
kürherrschaft während 
der Coronakrise sind wir 
gewarnt, welcher Macht-
missbrauch bis hin zur 
Aufhebung der Grund- 
und Menschenrechte hier 
möglich ist. Wir werden 
daher alles in unserer 
Macht stehende unter-
nehmen, um zu verhin-
dern, dass sich so etwas, 
diesmal mit erweiterter 
Machtfülle, noch einmal 
wiederholen kann. 
Über die weitere Ent-
wicklung werden wir in 
den kommenden Ausga-
ben von Kaufmann aktu-
ell berichten.
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Die Ampelregierung ver-
nichtet mit atemberau-
bender Geschwindigkeit 
Werte, die in Jahrzehn-
ten geschaffen wurden. 
Während die Weltwirt-
schaft nach den Schocks 
durch Corona und den 
Krieg in der Ukraine aller 
Orten langsam wieder 
wächst, wird Deutsch-
land zusehends abge-
hängt. 
Im neuen Wachstumsaus-
blick des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) ist 
die deutsche Volkswirt-
schaft unter den 22 unter-
suchten Staaten und Re-
gionen die Einzige, in der 
das Bruttoinlandsprodukt 
2023 sinken soll. Der IWF 
rechnet mit einem Minus 
von 0,3 Prozent und auch 
2024 könne Deutschland 
den Rückstand kaum auf-
holen. 

Die Gründe für diesen 
Niedergang der deut-
schen Wirtschaft sind al-
lesamt hausgemacht: Ho-
he Energiepreise und in 
der Folge Inflation, eine 
ausufernde Bürokratie 
und ein dramatischer 
Fachkräftemangel als 
Folge einer jahrzehnte-
langen Bildungsmisere.
Hinzu kommt eine zu-
nehmende Resignation 
und Mutlosigkeit unter 
Deutschlands Unterneh-
mern, die sich einer de-
saströsen Politik hilflos 
ausgeliefert fühlen. Wer 
die Mittel dazu hat, verla-
gert sein Unternehmen 
ins Ausland. Andere 
schließen für immer. 

Dieser Entwicklung muss 
dringend Einhalt geboten 
werden, denn lange wird 
es nicht mehr gut gehen, 

die selbstgeschaffenen 
Probleme mit Geld zuzu-
schütten. 
Schon jetzt können sich 
zehn Millionen Deutsche 
nach den Zahlen von Eu-
rostat für 2022 nicht 
mehr jeden zweiten Tag 
eine Mahlzeit mit Fleisch, 

Fisch oder gleichwertigen 
vegetarischen Zutaten 
leisten. 
Gleichzeitig beziehen 
587.000 erwerbsfähige 
Flüchtlinge, etwa aus Sy-
rien, Afghanistan und 
Irak Bürgergeld. Gesamt-
kosten pro Monat rund 

Faeser plant Verramschen der deutschen Staatsbürgerschaft 

Entwicklungshilfe absurdWir verspielen unseren Wohlstand

Vom 21. bis 30. Mai 2023 
hat die Weltgesundheits-
organisation (WHO) in 
Genf zwei internationale 
Gesundheitsabkommen 
beraten: die Internatio-
nalen Gesundheitsvor-
schriften (International 
Health Regulations, IHR) 
und den sogenannten 
Pandemievertrag (Inter-
national Treaty on Pan-
demic, Prevention, Pre-
paredness and Response).
Insbesondere vor dem 
Hintergrund der zwei-
felhaften Rolle, die die 
WHO während der Coro-
napandemie spielte, sind 
Fachleute seitdem alar-
miert. Strittig ist dabei 
vor allem die beispiellose 
Autorität, die diese Vor-
schläge der WHO verlei-
hen könnten. 
Unter anderem Dr. David 
Bell, ein ehemaliger lei-
tender Mitarbeiter der 
WHO, warnt davor, dass 
die WHO hierdurch die 
Macht bekommen könn-
te, von den Ländern hohe 
finanzielle Beiträge zu 
verlangen, den wissen-
schaftlichen Diskurs zu 
unterdrücken und als 
Reaktion auf gesundheit-
liche Notfälle, die sie 
nach eigenem Ermessen 
ausrufen kann, Reisebe-
schränkungen, Lock-
downs und Zwangsim-
pfungen durchzusetzen. 

Voraussetzung dafür ist, 
dass die Mitgliedsländer 
die Vertragswerke, die im 
Frühjahr 2024 verab-

Die WHO greift 
nach der Macht
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Mit dem Ergebnis der No-
minierung können wir 
sehr zufrieden sein und 
haben nun gute Chancen 
aus der Europawahl am 
9. Juni 2024 deutsch-
landweit als stärkste Kraft 
hervorzugehen. 
Bitte merken Sie sich die-
sen Termin unbedingt vor 
und setzen Sie Ihr Kreuz 
bei der AfD,  der einzigen 
Partei, die sich dafür ein-
setzt, die viel zu weit ge-
henden Kompetenzen der 
EU-Institutionen wieder 
auf ein sinnvolles Maß zu-
rückzufahren. 

Die staatliche Finan-
zierung von Diffami-
erung der Opposition 
muss aufhören.
2022 hat die linksradi-
kale Amadeo-Antonio-
Stiftung mehr als 2,2 
Millionen Euro allein aus 
Bundesmitteln erhalten. 
Geleitet wird die Stiftung  
vom ehemaligen Stasi-
Spitzel Anetta Kahane. 
Eine Meldestelle „Antife-
minismus“ und das Ver-
breiten von Hass und 
Hetze gegen die AfD 
genügen offenbar, um 
mehr als 2 Millionen 
Euro an Steuergelder zu 
erhalten.
Auch das als gemein-
nütziger Verein organisi-
erte Deutsche Institut für 
Menschenrechte (DIMR) 
tut kaum etwas anderes, 
als die Opposition zu 
diffamieren und erhält 
dafür Millionen Euro aus 
dem Bundeshaushalt. 
Mit diesem Geld wirbt 
der Verein breitenwirk-
sam und natürlich medial 
unterstützt für ein Verbot 

der AfD, statt sich sat-
zungsgemäß mit Men-
schenrechtsverletzungen 
in Deutschland zu be-
schäftigen. Die gab es 
schließlich im Rahmen 
der unsäglichen Corona-
maßnahmen zuhauf.

Wir fordern daher, dem 
DIMR die gesetzliche 
Grundlage zu entziehen, 
um den Platz frei zu 
machen für eine neutrale 
Stelle, die tatsächlich als 
Wächter der Menschen-
rechte fungiert, statt ihre 

Stellung zu nutzen, um 
selbst Politik im Sinne 
der Regierung zu betrei-
ben. 
Diffamierung der Oppo-
sition und Bespitzelung 
der Bürger sind keine 
Tätigkeiten, die es zu 
fördern gilt. 
Die unsägliche Praxis, 
dass Millionen an Steuer-
geldern für die partei-
politische Bekämpfung 
der Opposition verbrannt 
werden, muss jedenfalls 
ein Ende haben. 

Auf gleich zwei Parteita-
gen vom 28. - 30. Juli und 
vom 4. - 6.  August hat die 
Alternative für Deutsch-
land ihre Kandidaten für 
die Europawahl im Früh-
jahr 2024 nominiert. 
In den Medien wurde be-
mängelt, dass wir unge-
wöhnlich lange wir für die 
Nominierung gebraucht 
haben. Doch wir sehen 
darin ein Tugend. Als   
basisdemokratische Par-
tei, präsentieren wir den 
Delegierten unserer Par-

teitage eben keine vorge-
fertigten Listen, die dann 
vom Parteitag nur noch 
abgenickt werden sollen. 
Wir wollen die offene De-
batte, damit alles, was wir 
entscheiden, so gut wie 
möglich den Willen der 
Mehrheit unserer Mitglie-
der widerspiegelt. Für 
dieses Ziel sind unsere 
Delegierten auch bereit 
gleich zwei Wochenenden 
zu opfern, um zu ermit-
teln, welche Kandidaten 
unsere Mitglieder in den 
Europawahlkampf schi-
cken wollen. 

Bereit für Brüssel 
AfD nominiert ihre Kandidaten für die Europawahl

Kein Steuergeld für linke Hetze

Die Delegierten aus Thüringen

436 Millionen Euro oder 
rund 5,2 Milliarden pro 
Jahr. Geld, das dringend 
gebraucht würde für Ent-
lastungen, um unsere 
Wirtschaft wieder in 
Schwung zu bringen. 
Die rot-grüne Ideologie 
ist bereits jetzt auf ent-
setzliche Weise geschei-
tert. Die Einzigen, die das 
offenbar noch nicht er-
kennen, sind Ampelpoliti-
ker und deren Wähler, die 
zum Glück ständig weni-
ger werden. 
Ab dem Tag, wo die Alter-
native für Deutschland 
Regierungsverantwortung 
übernehmen wird, wer-
den wir alles daransetzen, 
das Geld der Steuerzahler 
wieder dafür einzusetzen, 
dass es unserem Land 
und den Menschen und 
Unternehmen, die dieses 

Land stark machen, gut 
geht. Wir können nicht 
die ganze Welt retten. 
Und je schwächer wir 
selbst werden, desto we-
niger werden wir in der 
Lage sein, dort zu helfen, 
wo Not herrscht. 
Höchste Zeit für einen Po-
litikwechsel zum Wohl 
unseres Landes. Die Zei-
chen dafür stehen gut. 

Nichts ist schwerer, als Leute, 
die ohnehin des Nachdenkens 
nicht gewohnt sind, durch Ver-
nunftgründe von einer Wahr-
heit überzeugen zu wollen, die 
ihnen zuwider ist. 

Johann Heinrich Jung-Stilling 

Wiederholt habe ich in 
meinen Reden und In-
itiativen im Deutschen 
Bundestag angemahnt, 
dass in einigen Bereichen 
der Wissenschaft (Ge-
sundheit, Klima, Gender 
e t c . ) d i e b e w ä h r t e n 
Grundsätze wissenschaft-
lichen Arbeitens nicht 
mehr beachtet werden, 
weshalb vor dieser Art 
von Pseudowissenschaft 
zu warnen ist. 
Für diese Mahnung be-
kam ich unlängst Unter-
stützung von höchster 
Stelle. Kein Geringerer 
als der Nobelpreisträger 
für Physik von 2022, Dr. 
John F. Clauser, kritisier-
te im Juli in einer vielbe-
achteten Rede vor jungen 
Wissenschaft lern im 
Rahmen der Konferenz 
„Quantum Korea 2023“: 
„Die Welt, die ich derzeit 
beobachte, ist geradezu 
überschwemmt, gesät-
tigt mit Pseudowissen-
schaft, mit schlechter 
Wissenschaft, mit wis-
senschaftlicher Fehlin-
formation und Desinfor-
mation und mit dem, 
was ich als «Techno-
Cons» bezeichne“ („Con“ 
= „Trickbetrug“)
Wäre Dr. Clauser nicht 
Nobelpreisträger, die 
Medienmeute hätte ihn 
wohl sofort als „Ver-
schwörungstheoretiker“ 
zerrissen. So aber dürfen 
wir uns freuen, dass einer 
der größten lebenden Na-
turwissenschaftler an 
prominenter Stelle das 
ausspricht, was mich und 
viele andere seit Jahren 
bewegt: Wissenschaft hat 
sich in viel zu vielen Be-
reichen zum Erfüllungs-

Nobelpreisträger beklagt 
„Pseudowissenschaft“

gehilfen von politischer 
Agenda machen lassen 
und dabei einige ihrer 
grundlegenden Prinzipi-
en über den Haufen ge-
worfen, ja, letztlich ihre 
Würde verloren.
Und damit keine Miss-
verständnisse aufkom-
men, was und wen Clau-
ser gemeint haben könn-
te, nannte er einige der 
Verdächtigen beim Na-
men. „Meiner Meinung 
nach ist der IPCC (Welt-
klimarat - Red.) eine der 
schlimmsten Quellen für 
gefährliche Fehlinforma-
tionen.“ Und weiter: „Ich 
kann mit Bestimmheit 
sagen, dass es keine ech-
te Klimakrise gibt und 
dass der Klimawandel 
keine extremen Wette-
rereignisse verursacht.“
Die Welt muss zurück-
kehren zu den Grundsät-
zen guter, echter Wissen-
schaft.
1. Die Wahrheit kann nur 
durch die unvoreinge-
nommene Beobachtung 
von Naturphänomenen 
gefunden werden.
2. Gute Wissenschaft 
stützt sich immer auf 
gute Experimente, die re-
produzierbar sowie gänz-
lich nachvollziehbar, und 
deren die Ergebnisse auf 
die Gesamtheit übertrag-
bar sein müssen. 
Auch darum kann man 
Gebieten wie den "gender 
studies" getrost die Wis-
senschaftlichkeit abspre-
chen."
Abschließend noch zwei 
Mahnungen von Dr. 
Clauser an die jungen 
Wissenschaftler in Korea, 

die wir alle uns zu Her-
zen nehmen sollten.
„Nutzen Sie die aus sorg-
fältig durchgeführten 
Experimenten und For-
schungen gewonnenen 
Informationen, um die 
Verbreitung von wissen-
schaftlichen Fehlinfor-
mationen, Desinforma-
tionen und «Techno-
Cons» zu stoppen.“
„Die Wahrheit kann ge-
funden werden, wenn 
und nur wenn man lernt, 
gute Wissenschaft zu er-
kennen und anzuwen-
den. Das gilt vor allem 
dann, wenn die echte 
Wahrheit politisch un-
korrekt ist und nicht den 
politischen oder wirt-
schaftlichen Zielen oder 
Wünschen der Regieren-
den entspricht.“
Als Ingenieur und Wis-
senschaftler spricht die-
ser große Naturforscher 
mir aus dem Herzen. Als 
Politiker sind seine Wor-
te mir erneuter Ansporn, 
mich bei jeder sich bie-
tenden Gelegenheit dafür 
einzusetzen, dass echte, 
seriöse Wissenschaft ihre 
Geltung behält und Pseu-
dowissenschaft als das 
entlarvt wird, was sie ist: 
Ein großangelegter und 
gefährlicher Betrug an 
der gesamten Mensch-
heit. 
Politische Korrektheit ist 
etwas für ideologiegetrie-
bene Politiker. In der 
Wissenschaft hat sie 
nichts zu suchen. 

Die äußerst lesenswerte voll-
ständige Rede von Dr. John F. 
Clauser in deutscher Überset-
zung finden Sie hier:

https://weltwoche.ch/daily/
ich-kann-getrost-sagen-dass-
es-keine-echte-klimakrise-gibt-
physik-nobelpreis-traeger-
john-f-clauser-ueber-wahrheit-
und-wissenschaft/

Deutschland zahlt nach 
wie vor mehrere hundert 
Millionen Euro pro Jahr 
an Entwicklungshilfe an 
China. An ein Land also, 
dass zu einer der füh-
renden Wirtschaftsmäch-
te der Welt aufgestiegen 
ist und zu unseren härte-
sten Wettbewerbern auf 
den Weltmärkten gehört. 
Doch ist dies beileibe 
nicht der einzige Fall, wo 
deutsche Entwicklungs-
hilfe in geradezu absurde 
Kanäle fließt. 
Äthiopien ist ein bit-
terarmes Land, das unse-
re Hilfe wirklich gebrau-
chen kann. Höhe der 
Zahlungen zuletzt 190,5 
Mio Euro. Doch deren 
Präsident lässt sich  jetzt, 
wie die Neue Zürcher 
Zeitung berichtete, auf 
600 Hektar Land einen 

Palast bauen, dessen 
Kosten auf über eine 
Milliarde Euro veran-
schlagt werden. 
Entwicklungshilfe ist 
sinnvoll und notwendig. 
Nicht zuletzt, um die 
Lebensbedingungen in 
jenen Ländern zu verbes-
sern, aus denen sich 
ansonsten Millionen auf 
den Weg machen, um bei 
uns ein besseres Leben 
zu finden. 
Doch dürfen wir Bürger 
von der Regierung ande-
rerseits auch erwarten, 
dass sie sorgfältig prüft, 
ob unser Steuergeld vor 
Ort tatsächlich den Men-
schen zugute kommt, 
oder ob es, wie im Fall 
China, völlig überflüssig 
ist bzw. wie in Äthiopien 
in zweifelhaften Kanälen 
versickert. 

rechte gefährdet sah. Ich 
habe über das Programm 
mitentschieden. Mir war 
und ist dabei besonders 
wichtig, dass Demokra-
tie, bürgerliche Grund-
rechte, Rechtsstaat und 
Meinungsfreiheit zum 
Kern unseres Programms 
gehören. Gerade wegen 
meiner Erfahrungen mit 
der Stasi ist das für mich 
nicht verhandelbar. Da-
mit sind ich und meine 
Partei zur Gefahr für den 
etablierten Politikbetrieb 
geworden – zumal unsere 
Umfragewerte trotz fort-
laufend negativer Bericht-
erstattung und Ausgren-
zung stetig steigen.
Heute ist es der Verfas-
sungsschutz, dem eine 
freiheitliche Partei su-
spekt ist. Die AfD-Mitglie-
der halten sich nicht an 
ideologisch gezogene 
Grenzen des Sag- und 
Denkbaren, bestehen auf 
Grundrechte und Mei-
nungsfreiheit. Und des-
halb wurde sie zum Beob-
achtungsfall erklärt. Das 
heißt, wir müssen wieder 

damit rechnen, dass Spit-
zel eingeschleust, Treffen 
protokolliert und Gesprä-
che abgehört werden. Ge-
legentlich erinnern wir 
uns gegenseitig daran, 
und diesmal ist es nicht 
nur eine Vermutung. 
In den achtziger Jahren 
wurde ich von der Staats-
sicherheit bespitzelt, heu-
te durch den Verfassungs-
schutz. Gibt es denn wirk-
lich keinen Unterschied 
zwischen damals und 
heute? Nein, für mich 
nicht. Ein Staat, der Bür-
ger bespitzelt, die sich im 
Rahmen geltender Geset-
ze betätigen, steht auf der 
Seite des Unrechts. Ohne 
Wenn und Aber. 
Darüber hinaus ist es ein 
Armutszeugnis für einen 
Staat, einen Geheim-
dienst zu unterhalten, der 
die Gesinnung der eige-
nen Bürger ausspioniert. 
Perfide wird es, wenn sich 
hochrangige Vertreter 
dieses Geheimdienstes 
auch noch in politische 
Debatten einmischen und 
die Opposition im Sinne 

Während meines Studi-
ums von 1985 bis 1990 in 
der DDR war ich in der 
Evangelischen Studenten-
gemeinde aktiv. Hier war 
der Einfluss der staatli-
chen Organe weniger 
stark. Auch wenn die Kir-
chen oft mit dem sozialis-
tischen Staat kollaborier-
ten, öffneten sie Nischen, 
in denen man sich abseits 
der staatlichen Ideologie 
treffen, diskutieren und 
betätigen konnte. 
Diese Nischen waren na-
türlich für die omniprä-
sente Staatssicherheit su-
spekt und mussten kon-
trolliert werden. Uns war 
das klar, und hin und wie-
der erinnerten wir uns ge-
genseitig daran, dass ver-
mutlich bei jedem Treffen 
mindestens ein Stasi-Spit-
zel anwesend sein würde. 
Beim Einblick in die Sta-
si-Akten nach 1990 fan-
den sich dann auch tat-
sächlich umfangreiche 
Spitzel-Berichte über die 
Aktivitäten der Studen-
tengemeinde. Doch die 
Vermutung, bespitzelt zu 
werden, hat uns damals 
nicht aufgehalten. Wir 
waren frei denkende Indi-
viduen und standen auf 
der richtigen Seite.
Ich hätte nach 1990 nicht 
gedacht, dass ich mich 
dreißig Jahre später wie-
der in dieser Situation be-
finden würde. 
2013 habe ich die AfD 
mitgegründet, weil keine 
der etablierten Parteien 
für mich wählbar war, 
weil ich Demokratiedefi-
zite spürte und schon da-
mals Freiheit und Grund-

Gesinnungsschnüffelei
- damals und heute

der Regierung herabwür-
digen. Beobachten konnte 
man dies zuletzt sowohl 
in Thüringen als auch im 
Bund.
Während der Verfas-
sungsschutz einen florie-
renden Spitzelapparat ge-
gen die Bürger unterhält 
und sich munter in politi-
sche Debatte einmischt, 
wird der wirklich wichtige 
Bundesnachrichtendienst 
(BND) vernachlässigt und 
versagt. Keine Ahnung ist 
zum Markenzeichen des 
BND geworden. Keine 
Ahnung vom bevorste-
henden Krieg in der 
Ukraine, keine Ahnung 
vom Anschlag auf Nord-
Stream. Wenn man etwas 
wissen will, muss man in 
den USA, Großbritannien 
oder Israel nachfragen.
Die Ex-BND-Präsidenten 
August Hanning und Ger-
hard Schindler bescheini-
gen der Politik in einem 
Gastbeitrag für „Bild am 
Sonntag“, den Nachrich-
tendienst über Jahre hin-
weg „zum zahnlosen 
Wachhund mit Maulkorb 
und Eisenkette degene-
riert“ zu haben.
Auch auf diesem Gebiet ist 
ein Politikwechsel nötig. 
Die Prioritäten müssen 
richtig gesetzt werden – 
wie es sich für einen demo-
kratischen Rechtsstaat ge-
hört. Der Bundesnachrich-
tendienst muss sich um 
unsere Feinde kümmern. 
Gesinnungsschnüffelei ge-
gen die eigenen Bürger 
brauchen wir nicht.
Wir stehen auf der richti-
gen Seite.

Deutschland ächzt unter 
Rekordzuwanderung, aber 
die Ampel hat nichts 
Besseres zu tun, als neue 
Anreize zu setzen: Das 
Innenministerium unter 
Nancy Faeser (SPD) hat 
einen „Entwurf zur Re-
form des Staatsbürger-
schaftsrechts“ vorgelegt, 
der die deutsche Staats-
bürgerschaft faktisch zum 
Ramschartikel macht. 
Die Staatsbürgerschaft mit 
allen Aufenthalts- und 
Anspruchsrechten soll statt 
wie bisher nach acht 
Jahren bereits nach fünf 
Jahren oder gar nach drei 
Jahren erworben werden 
können. Die Mehrstaatig-
keit (Doppelpass) soll 
zugelassen werden. Das 
heißt, dass anders als 
bisher die vorherige Staats-
bürgerschaft nicht beendet 
werden muss. 
Sollte dieser Gesetzentwurf 
Bestand haben, dann wird 
es in Deutschland zuneh-
mend Personen geben, 
deren Loyalität zwei oder 
mehr Staaten gilt: Deutsch-
Türken, Deutsch-Syrer, 
Deutsch-Afghanen und so 
weiter. Die Integration in 
die deutsche Kultur wird 
das ganz sicher nicht be-
fördern.

schiedet werden sollen, 
zuvor ratifizieren. 
Doch hier hat sich der 
Deutsche Bundestag am 
12. Mai in einem Akt 
vorauseilenden Gehor-
sams, selbstverständlich 
gegen die Stimmen der 
AfD, bereits dafür aus-
gesprochen, die Befug-
nisse der WHO „zu stär-
ken“. 
Eine derartige Übertra-
gung nationaler Hoheits-
rechte auf eine supranati-
onale Organisation wäre 
in keinem Fall hinnehm-
bar. Sie ist es umso weni-
ger, als die WHO in ho-
hem Maße von privaten 
Geldgebern abhängig ist 
und zudem während der 
Coronakrise bewiesen hat, 
dass sie keineswegs unab-
hängig und ergebnisoffen 
an gesundheitliche Not-
lagen herangeht. 
Durch die faktische Will-
kürherrschaft während 
der Coronakrise sind wir 
gewarnt, welcher Macht-
missbrauch bis hin zur 
Aufhebung der Grund- 
und Menschenrechte hier 
möglich ist. Wir werden 
daher alles in unserer 
Macht stehende unter-
nehmen, um zu verhin-
dern, dass sich so etwas, 
diesmal mit erweiterter 
Machtfülle, noch einmal 
wiederholen kann. 
Über die weitere Ent-
wicklung werden wir in 
den kommenden Ausga-
ben von Kaufmann aktu-
ell berichten.

Die AfD hat die Ampel-
Pläne in einer Aussprache 
am 25. Mai 2023 im 
Bundestag scharf kritisiert. 
Hier sind die schwerwie-
genden Gründe: 
Die Einbürgerung kann 
und darf nur am Ende 
einer dauerhaften und 
nachweislich gelungenen 
Eingliederung in die deu-
tsche Gesellschaft erfolgen. 
Sehr gute Sprachkennt-
nisse, eine nachweisliche 
Anerkennung unserer 
Werte, Vorstrafenfreiheit 
und finanzielle Unabhäng-
igkeit sind nur einige der 
Bedingungen, die zu erfül-
len sind. 
Das Gemeinwesen muss 
durch die Hinzufügung 
eines Neubürgers gestärkt 
werden. Und deshalb kann 
die Einbürgerung nur eine 
Ermessensentscheidung 
im Einzelfall sein, niemals 
ein Anspruch. Die Loyalität 
eines Neubürgers muss 
ungeteilt der Bundesre-
publik Deutschland gelten, 
und deshalb kann es keine 
Doppelpässe geben.
Die viel beschworenen 
Fachkräfte werden sich von 
einer schnelleren Einbür-
gerung nicht anlocken 
lassen, denn für diese 
zählen Faktoren wie Ar-

beits- und Verdienstchan-
cen, Entwicklungsmöglich-
keiten, Steuern und Le-
bensqualität. Die massen-
hafte und wahllose Einbür-
gerung von zweifelhaft 
integrierten Ausländern 
wirkt auf richtige Fach-
kräfte eher als Warnsignal.
Wie bei anderen Projekten 
will die Ampel auch hier 
panisch schnell Fakten 
schaffen. Die Blitzeinbür-
gerung soll der Ampel, die 
in Umfragen immer unpo-
pulärer wird, möglichst 
bald bei den Wahlen hel-
fen. Es reicht, wenn je-
mand „SPD“ auf dem 
Wahlzettel lesen kann und 
sich erinnert, dass dies die 
Partei der Innenministerin 
ist, die ihm den deutschen 
Pass beschert hat. 

Schon heute beziehen Aus-
länder weit überpropor-
tional Bürgergeld. Der 
Anteil ausländischer Kin-
der am Bildungsversagen 
ist offensichtlich. Auslän-
der verüben überpropor-
tional viele Straftaten. 
Diese Fakten sind nicht 
mehr greifbar, wenn man 
Ausländer im Handstreich 
zu Deutschen macht.
Die AfD wird diese Pläne 
zum Verramschen der 
Staatsbürgerschaft weiter 
hart kritisieren. Zusätzlich 
hat die AfD bereits einen 
eigenen Antrag für eine 
verantwortungsbewusste 
Einbürgerung vorgelegt. 
Die Wähler müssen bei der 
nächsten Bundestagswahl 
nur ihr Kreuz verantwor-
tungsbewusst setzen.
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In 2023 werde ich noch eine Bundespressefahrt 
durchführen. Und es sind noch Plätze frei. Ich lade 
50 Bürgerinnen und Bürger aus meinem Wahlkreis zu 
mir nach Berlin ein. Besuchen Sie mich und machen 
Sie sich selbst ein Bild von der parlamentarischen 
Arbeit. Neben einem umfangreichen Informationspro-
gramm mit Besichtigung der Orte, an denen unsere 
Gesetze vorbereitet, diskutiert und verabschiedet 
werden, bleibt auch genügend Zeit für die anderen 
Sehenswürdigkeiten Berlins.  

Die Kosten für Fahrt, Unterkunft und das Programm 
vor Ort übernimmt der Deutsche Bundestag.
Seien Sie also einmal für drei Tage Gäste ihres 
Bundestagsabgeordneten. 
Ich freue mich auf die Begegnung mit Ihnen. 
Ihr Michael Kaufmann

Anmeldung unter kontakt@kaufmann-michael.de
oder telefonisch unter: 03671 - 5 23 23 48

Berlin und Parlament hautnah

Klimafanatiker 
instrumentalisieren Waldbrände

Hatten Sie in den ver-
gangenen Wochen auch 
den Eindruck, dass ganz 
Rhodos ein Flammen-
meer ist? Und haben Sie 
auch vernommen, dass 
daran der Klimawandel 
Schuld sein soll? 

Bei genauerer Betrach-
tung stellt sich heraus, 
das ist so nicht ganz 
richtig. Zunächst: jeder 
Waldbrand ist eine echte 
Katastrophe für die, die 
davon betroffen sind. 
Daran kann es keinen 
Zweifel geben. Doch das 
Bild, dass in den Medien 
vielfach gezeichnet wur-
de, entspricht nicht den 
Tatsachen. Weder hat 
ganz Rhodos gebrannt, 
wie manche Schlagzeile 
zu suggerieren versuchte, 
noch hat das irgendwas 
mit dem Klimawandel zu 
tun. 

Tatsache ist, die grie-
chischen Inseln und im 
Grunde ganz Südeuropa 
werden seit Menschenge-
denken immer wieder 
von Waldbränden heim-
gesucht. Dabei ist die 
Zahl der Waldbrände in 
den letzten Jahren sogar 
rückläufig gewesen. Die 
ganz überwiegende Zahl 
der Waldbrände wird da-
bei von Menschen verur-
sacht, so auch die jüng-

sten Brände auf Rhodos. 
Hier steht zusätzlich 
sogar der Verdacht im 
Raum, dass diese Brände 
nicht durch Fahrlässig-
keit entstanden sind, 
sondern bewusst gelegt 
wurden, weil in dieser 
Region bereits ein Wind-
park genehmigt worden 
sein soll. 
Zu dieser Art medialer 
Irreführung hat sich der 
bekannte Meteorologe 
Jörg Kachelmann kürz-
lich geradezu wütend 
geäußert. Auf der grie-
chischen Insel Rhodos sei 
es jedes Jahr «wald-
brandtrocken». «Ob es 

zu einem Waldbrand 
kommt, hängt einzig und 
allein davon ab, ob ir-
gendein Mensch dort 
Feuer legt – absichtlich 
oder fahrlässig.» Vegeta-
tion brenne erst bei 250 
bis 300 Grad. Bei 40 
Grad beginne ein Wald 
nicht schneller zu bren-
nen als bei 0 Grad. «Dass 
dies viele Leute noch 
nicht verstanden haben, 
ist verheerend. Bei man-
chen Debatten fühle ich 
mich ins Frühmittelalter 
zurückversetzt.»
Dennoch scheint derzeit 
fast jedes Mittel Recht, 
um sommerliche Tem-

so alt ist wie die Mensch-
heit selbst. 

Natürlich ist es gut, 
besonders alte und kran-
ke Menschen daran zu 
erinnern, genügend zu 
trinken und sich besser 
im Schatten aufzuhalten. 
Aber dazu braucht es 
keine alarmistischen 
Katastrophenszenarien, 
sondern lediglich gesun-
den Menschenverstand 
und ein gutes nachbar-
schaftliches Miteinan-
der. Aber unterhalb ei-
ner Drohung mit Zehn-
tausenden Toten macht 
es dieser Mann offenbar 
nicht mehr. 
Es drängt sich der Ver-
dacht auf, dass das apo-
kalyptische Klimasze-
nario vor allem einem 
Zweck dienen soll: die 
Menschen darauf vor-
zubereiten, sich dem-
nächst - natürlich nur zu 
ihrem eigenen Schutz - 
erneut Fre ihe i tse in-
schränkungen zu unter-
werfen. Unseren Wohl-
stand opfern wir für das 
Klima ja bereits. 
Diesen Bestrebungen 
werde ich mich mit der 
gesamten AfD-Fraktion 
entschlossen entgegen-
stellen und wo immer 
möglich, seriöse Aufklä-
rung betreiben.

Die „größte Brennstoffzel-
lenflotte der Welt“ sollte 
den ÖPNV in der Rhein-
Main-Region zu einem 
Vorzeigeprojekt der so ge-
nannten „Energiewende“ 
machen. Doch statt schö-
ner neuer Energiewelt 
ging dort zeitweilig gar 
nichts mehr.
Anfang 2020 hatte der 
Rhein-Main-Verkehrsver-
bund (RMV) für 500 Mil-
lionen Euro 27 Wasser-
stoffzüge beim französi-
schen Bahn-Hersteller Al-
stom geordert. Alstom 
konnte bis Ende 2022 
aber nur sechs der Züge 
liefern. Doch auch von den 
gelieferten Triebwagen lit-
ten an manchen Tagen 
vier bis fünf unter so mas-
siven Störungen, dass sie 
nicht einsetzbar waren. 
Aber ohnehin wären für 
einen fahrplanmässigen 
Regelbetrieb mindestens 
11 Züge notwendig gewe-
sen. 
Die bis dahin genutzten 
Dieselloks hatte man in 

kopfloser Vorfreude be-
reits verkauft. Und zu al-
lem Überfluss hatte der 
RMV neben der Antriebs-
technik gleich noch den 
Betreiber gewechselt. Die 
Neuen, eine Tochter der 
Deutschen Bahn, waren 
aber völlig überfordert. 
Das Ergebnis: heilloses 
Chaos. Zahllose Passagiere 
saßen auf Bahnsteigen fest 
und erhielten nicht einmal 
Informationen über Aus-
fälle und Verspätungen 
oder Ersatzverkehr. 
Der RMV versuchte nun, 
mit Hilfe von Schienener-
satzverkehr noch irgend-

Selbst das Bundesverfas-
sungsgericht hat der Am-
pel nun attestiert, dass es 
ihr an Respekt vor dem 
Parlament als Gesetzge-
ber mangelt. 
Das umstrittene Gebäu-
deenergiegesetz (GEG) 
konnte nicht mehr, wie 
geplant, vor der Sommer-
pause verabschiedet wer-
den, weil die Frist für die 
Prüfung des Gesetzent-
wurfs durch die Abgeord-
neten entschieden zu 
kurz bemessen war. 
Leider verschafft das den 
Bürgern, die von kost-
spieligen Sanierungs-
zwängen bis hin zur fak-
tischen Enteignung be-
droht sind, nur einen 
kleinen Aufschub. Denn 
kommen soll das Gesetz 
nach dem Willen der 
Ampel auf jeden Fall. 
Und offenkundig handelt 
es sich bei diesem hek-
tisch-schlampigen Ge-
setzgebungsverfahren  
um keinen Einzelfall. Der 
Chef des Normenkon-
trollrates, Lutz Goebel, 
bezeichnete es kürzlich in 
der WELT als „nur die 
Spitze des Eisbergs“. 
Sowohl gegen das GEG 
als auch gegen die Miss-
achtung des Parlaments 
wird sich die AfD weiter 
mit allen Mitteln zur 
Wehr setzen. Wir sind es 
den Bürgern schuldig. 
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„Energiewende“ fabriziert Chaos 
im öffentlichen Nahverkehr

peraturen als angebliche 
Auswirkung des Klima-
wandels zu einem apoka-
lyptischen Bedrohungs-
szenario hochzuspielen.
Karl Lauterbach brüs-
kiert die gesamte italieni-
sche Öffentlichkeit, in-
dem er Temperaturen 
erfindet und öffentlich 
davor warnt, dass Italien 
als Urlaubsland dem-
nächst Geschichte sein 
könnte. Gleichzeitig ent-
wirft er, unter großem 
medialen Getöse, einen 
Hitzeschutzplan, um aufs 
Neue die Menschheit vor 
einem allgemeinen Le-
bensrisiko zu retten, das 

Weitgehend unbemerkt 
von der Öffentlichkeit hat 
die Ampel im Juni eine 
weitere Verschärfung des 
Infektionsschutzgesetzes 
verabschiedet. Nachdem 
auch der Bundesrat am 7. 
Juli keine Einwände er-
hoben hatte, ist nun auch 
das Respiratorische Syn-
zytial Virus (RSV) in die 
Liste der meldepflichti-
gen Erkrankungen aufge-
nommen. 
Die Gesundheitsämter 
sind damit angewiesen, 
das „Ausbruchsgesche-
hen einzugrenzen und 
weitere Ausbreitung zu 
verhindern“, was sehr in-
terpretationsfähig ist und 
möglicherweise auch wie-
der Schließungen von Ki-
tas, Schulen oder Pflege-
heimen zur Folge haben 
könnte. 
RSV galten bislang je-
doch als gewöhnliche Er-
kältungsviren ohne er-
höhtes Gefahrenpotenzi-
al. Dementsprechend 
fällt auch die Reaktion 
von Fachleuten aus. 

„Einen tiefgreifenden 
Sinn können wir hier 
nicht erkennen“, sagt bei-
spielsweise Jakob Maske, 
Sprecher des Berufsver-
bandes Kinder- und Ju-
gendärzte. Und Prof. Ur-
sel Heudorf, 30 Jahre 
lang in leitender Funkti-
on beim Gesundheitsamt 
Frankfurt, konstatiert 
rundheraus: „Diese neue 
Meldepflicht braucht es 
nicht“.

Während die Fachleute 
sich vor allem an der Un-
sinnigkeit dieser Vor-
schrift stoßen, liegt der 
noch größere Skandal 
womöglich in der Art und 
Weise, wie diese Ände-
rung am IfSG zustande 
gekommen ist.

Ohne jede parlamentari-
sche Debatte wurde diese 
potenziell weitreichende 
Änderung im so genann-
ten Omnibus-Verfahren 
in einem völlig anderen 
Gesetz zur Bevölkerungs-
statistik versteckt. 

Was wie ein illegaler Ta-
schenspielertrick anmu-
tet ist leider legale und 
gängige Praxis. Kleinere 
Änderungen an Gesetzen, 
die aber durchaus weit-
reichende Folgen haben 
können, werden an ein 
völlig anderes Gesetz an-
gehängt und gemeinsam 
mit diesem beschlossen, 
in der Hoffnung, damit 
eine unangenehme parla-
mentarische und vor al-
lem öffentliche Debatte 
zu vermeiden. Mit ande-
ren Worten: Die Bürger 
sollen hinters Licht ge-
führt werden.
Durch den Rechtsmiss-
brauch während der Co-
ronazeit sensibilisiert er-
kennt man hier unmittel-
bar das Missbrauchspo-
tenzial dieser neuen Mel-
depflicht. Wenn schon 
einfache Erkältungsviren 
meldepflichtig sind, dann 
fällt es in Zukunft umso 
leichter, bei Bedarf neue 
Freiheitseinschränkun-
gen zu verhängen.  

Infektionsschutzgesetz verschärft
Gut versteckt einfach durchgewunken 

FOLGEN 
WINDKRAFT 
OFFSHORE

Du bist ja nun der erste 
Landrat Deutschlands, 
der amtlich auf Demo-
kratietauglichkeit ge-
p r ü f t u n d b e s t ä t i g t 
wurde. Wie waren denn 
deine ersten Tage im 
Amt?
Robert Sesselmann:
Die ersten Tage waren 
schon ziemlich anstren-
gend. Ich muss mich ja 
erstmal reinfinden. Es 
gibt 17 Amtsleitungen 
und zahlreiche Sachge-
bietsleitungen, mit de-
nen ich erste Gespräche 
führen musste. Dazu sind 
wir in der Haushalts-
konsolidierung, was eine 
echte Mammutaufgabe 
ist. Aber mir macht die 
Arbeit Spaß. 
Es gab nach deiner Wahl 
sogar pauschale Boy-
kottaufrufe gegen Unter-
nehmen im Landkreis 
Sonneberg. Denkst du, 
das ist ernstzunehmen 
und was sagst du als 
Landrat dazu?
Robert Sesselmann:

Wie hast du denn in 
deinen ersten Wochen 
als Landrat die vielbe-
schworene Brandmauer 
erlebt? Gibt es sie über-
haupt?

In Sonneberg wurde Geschichte geschrieben

Robert Sesselmann:

Welches werden, neben 
der Haushaltskonsoli-
dierung, deine wichtig-
sten Projekte im ersten 
Jahr deiner Amtszeit 
sein?

Robert Sesselmann:

Noch vor wenigen Wo-
chen, wussten viele Men-
schen in Deutschland 
nicht mal, wo Sonneberg 
liegt. Nun ist dein Land-
kreis Gesprächsthema 
von Flensburg bis Berch-
tesgaden. Was würdest 
du den Menschen, die 
Sonneberg bisher nicht 
kannten, gerne über 
Sonneberg sagen?

Robert Sesselmann:

MIGRATION
LANDKREISE

WERBUNG ODER 
WAHLKREISTHEMA

Man kann schon heute sa-
gen, dass der 25. Juni 
2023 ein Datum für die 
Geschichtsbücher ist. An 
diesem Sonntag wurde 
zum ersten Mal in der Ge-
schichte der Bundesrepu-
blik ein Politiker der Al-
ternative für Deutschland 
in ein öffentliches Amt ge-
wählt. 
Mit 52,8 Prozent der 
Stimmen hat sich Robert 
Sesselmann bei der Land-
ratswahl im Landkreis 
Sonneberg nicht nur ge-

gen ein Kartell aller Alt-
parteien, sondern auch 
gegen einen beispiellosen 
Sturm medialer Hetze 
durchgesetzt. 
Über diesen Meilenstein 
freue ich mich gleich in 
dreifacher Hinsicht. Zum 
einen natürlich für mei-
nen Freund und Kollegen 
Robert Sesselmann, dem 
ich auch an dieser Stelle 
noch einmal zu seinem 

Erfolg gratulieren möch-
te. Dann für die Bürger im 
Landkreis Sonneberg, die 
nun einen Landrat haben, 
der entschlossen ist, den 
Bürgern zuzuhören und 
eine Politik zu betreiben, 
die sich ausschließlich an 
dem orientiert, was für 
die Bürger in seinem 
Landkreis gut ist. 
Nicht zuletzt freue ich 
m i c h a b e r a u c h f ü r 

Deutschland. Denn die 
Landratswahl in Sonne-
berg war ein Signal, das 
wie ein Donnerschlag 
durch alle politischen 
Ebenen in Deutschland 
gegangen ist. Die AfD 
kann Wahlen gewinnen. 
Und das trotz einer ge-
schlossenen Einheitsfront 
aller Altparteien und fast 
aller Medien. Darauf wer-
den wir weiter aufbauen.

WIR SIND LANDRAT

was zu retten, während 
der Lieferant Alstom bei 
anderen Bahnunterneh-
men Dieselloks gemietet 
hatte. Statt umweltfreund-
licher H2O-Technik also 
die schmutzigste Lösung 
von allen. 
Man schüttelt nur den 
Kopf darüber, wie ein er-
fahrenes Verkehrsunter-
nehmen derart - pardon - 
dumm sein kann, ohne 
Backup alles auf eine 
kaum erprobte Technik 
umzustellen. Aber letztlich 
passt es auch ins Bild der 
völlig verkorksten Ener-
gie- und Verkehrspolitik 
der Bundesregierung. 

GEG: Nur 
aufgeschoben

Das erklärte Ziel der Bun-
desregierung lautet, 2 Pro-
zent der gesamten Fläche 
des Landes für so genann-
te erneuerbare Energien 
zur Verfügung zu stellen.
Da sich Photovoltaik- und 
vor allem Windkraftanla-
gen aber nicht einfach 
gleichmäßig auf das Land 
verteilen lassen, müssen 
einzelne Gemeinden und 
Landkreise sich darauf 
einstellen, dass bis zu 1o 
Prozent ihres Gebiets für 
Windkraft genutzt wer-
den wird. Ein Thema, das 
in Zukunft verstärkt auch 
auf die Saale-Kreise zu-
kommen wird.  
Bereits heute gibt es in 
Deutschland rund 30.000 
solcher Windkraftanlagen. 
Hinter jedem dieser Wind-
räder bilden sich Wirbel-
schleppen, die je nach Lage 
kilometerweit Bestand ha-
ben. Die vertikale Strö-
mung der Luft bewirkt ei-
nen Transport der feuch-
ten Luft aus der unteren 
Schicht in höhere. Die Fol-
gen sind Austrocknung, 
und letztendlich Erwär-
mung. 

Dazu kommen 30.000 
Stahlröhren, weiß lackiert 
und 90.000 Rotorblätter, 
gefüllt mit dem seltenem 
Tropenholz Balsa, die 
nicht recyclingfähig sind 
und irgendwann unter der 
Erde vergraben werden 
müssen, um dort zu ver-
rotten!
Weiterhin 30.000 Genera-
toren mit seltenen Erden 
und Edelmetallen und 
nicht zuletzt dem hoch-
giftigen Schwefelhexa-
fluorid (SF6), dem stärk-
sten bekannten Treib-
hausgas. Es wirkt rund 

Was man über Windräder wissen sollte

22.800 Mal stärker als 
CO2.
Viele dieser Anlagen ent-
stehen auf eigens dafür 
gerodeten Waldflächen 
und jede einzelne Anlage 
steht auf einem riesigen 
Stahlbeton-Fundament, 
das für alle Zeit in der 
Erde verbleiben werden.
Der Transport der Kom-
ponenten erfolgt zum 
großen Teil per Schiffs-
diesel einmal um die hal-
be Erde aus China.
Nicht zu vergessen die 
unzähligen Vögel, Fleder-

mäuse, Schmetterlinge 
und andere Insekten die 
durch die Flügel zu Tode 
kommen. 
Auch ist noch ungeklärt, 
wie stark die Gesundheit 
der Menschen durch den 
erzeugten Infraschall bei 
Anlagen in der Nähe von 
Wohngebieten beein-
trächtigt wird. 
Und schließlich mehren 
sich auch die Berichte 
von Menschen, die ihre 
Immobilien in der Nähe 
von Windkraftanlagen 
nur noch erheblich unter 
Preis verkaufen konnten. 
Nein, an dieser Form der 
Energiegewinnung ist 
rein gar nichts umwelt-
freundlich. 
Wir wollen und werden 
nicht zulassen, dass die 
Natur unserer Thüringer 
Heimat für eine rein 
ideologisch motivierte 
Energiepolitik derart  
zerstört wird.
Unsere Wälder sind für 
uns ein Stück Heimat 
und für deren Erhalt wer-
den wir mit aller Ent-
schlossenheit kämpfen.  

Nicht erst seit Robert 
Sesselmann in Sonneberg 
zum Landrat gewählt 
wurde, stehen Kommu-
nalpolitiker überall in 
Deutschland vor der Her-
ausforderung, sich kon-
struktiv über die von 
ihren Parteispitzen aus-
gerufenen „Brandmau-
ern“ gegen die AfD hin-
wegzusetzen. 
Was in Bundestagsreden 
für Beifall gut ist, ist in 
den Städten und Gemein-
den vor Ort weder prakti-
kabel noch gewollt. Dort 
kennt man sich und weiß, 
dass der Mann oder die 
Frau von der AfD ein 
ganzer normaler Mensch 
ist, mit dem man womög-
lich schon das ein oder 
andere Bier getrunken 
hat und nicht der Teufel, 
als der er von realitäts-
fernen Bundespolitikern 
dargestellt wird. Zudem 
nimmt man die Verant-
wortung, gemeinsam das 
Beste für die Gemeinde 
zu erreichen, trotz harter 
Auseinandersetzung in 
der Sache, meist noch 
Ernst. 
Das hat zu der kuriosen 
Situation geführt, dass 
man in Berlin und Erfurt 
weiter von einer Brand-
mauer schwadroniert, die 
es in der Praxis der 
Städte und Gemeinden 
oft garnicht mehr gibt, 
während man sich zu-
gleich alle Mühe gibt, den 
Elefanten im Raum zu 

Brandmauer im freien Fall
ignorieren.
Wollte Friedrich Merz 
wirklich, wie angekün-
digt, jeden aus seiner 
Partei ausschließen, der 
irgendwo mit der AfD 
gemeinsam für sinnvolle 
Anträge stimmt, dann 
wäre die CDU wahr-
scheinlich in Kürze han-
dlungsunfähig.
In Hildburghausen ha-
ben SPD und AfD ge-
meinsam einen Bürger-
meister abgesetzt. In 
Backnang stimmten Grü-
ne gemeinsam mit der 
AfD für einen Antrag zur 
Theaterförderung. Auch 
im Thüringer Landtag 
wurden Anträge bereits 
mit Unterstützung der 
AfD-Fraktion durchge-
bracht. So beispielsweise 
ein Antrag zur Erweite-
rung des Auftrags des 
Untersuchungsausschus-
ses zur Einstellungspra-
xis der Landesregierung.
Statt über zerbröselnde 
Brandmauern  nachzu-
denken, sollten die Alt-
parteien besser zur Real-
politik zurückkehren und 
akzeptieren, dass die Al-
ternative für Deutsch-
land als freiheitlich-kon-
servative Kraft gekom-
men ist, um zu bleiben. 
Wir reichen jedenfalls 
jedem die Hand, der ge-
meinsam mit uns Politik 
zum Wohle Deutschlands 
gestalten will. Es gibt viel 
zu tun, fangen wir end-
lich an. 

Robert Sesselmann mit Michael Kaufmann am Rande des 
Bundesparteitags in Madgeburg Ende Juli

H i e r e i n p a a r 
Schnappschüsse 
aus dem Wahl-
kampf. Mit dem 
Bürgermobil habe 
ich gern meinen 
kleinen Beitrag 
dazu geleistet.

Gerade einmal zwei Wo-
chen später feierte die Al-
ternative für Deutschland 
ihren zweiten Triumph. 
Anderes Bundesland, 
anderes Amt. Die Bürger 
trauen der AfD  etwas zu. 

Der nächste Paukenschlag
An dieser Stelle ganz 
herzliche Glückwünsche 
an meinen Kollegen Han-
nes Loth aus Raguhn-
Jeßnitz in Sachsen-An-
halt zu seiner Wahl zum 
Bürgermeister.  

Alles Gute und viel Er-
folg. Beweisen wir ihnen, 
dass wir nicht nur die 
schärfsten Kritiker der 
Regierung sind, sondern 
dass wir es tatsächlich 
besser können. 
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In 2023 werde ich noch eine Bundespressefahrt 
durchführen. Und es sind noch Plätze frei. Ich lade 
50 Bürgerinnen und Bürger aus meinem Wahlkreis zu 
mir nach Berlin ein. Besuchen Sie mich und machen 
Sie sich selbst ein Bild von der parlamentarischen 
Arbeit. Neben einem umfangreichen Informationspro-
gramm mit Besichtigung der Orte, an denen unsere 
Gesetze vorbereitet, diskutiert und verabschiedet 
werden, bleibt auch genügend Zeit für die anderen 
Sehenswürdigkeiten Berlins.  

Die Kosten für Fahrt, Unterkunft und das Programm 
vor Ort übernimmt der Deutsche Bundestag.
Seien Sie also einmal für drei Tage Gäste ihres 
Bundestagsabgeordneten. 
Ich freue mich auf die Begegnung mit Ihnen. 
Ihr Michael Kaufmann

Anmeldung unter kontakt@kaufmann-michael.de
oder telefonisch unter: 03671 - 5 23 23 48

Berlin und Parlament hautnah

Klimafanatiker 
instrumentalisieren Waldbrände

Hatten Sie in den ver-
gangenen Wochen auch 
den Eindruck, dass ganz 
Rhodos ein Flammen-
meer ist? Und haben Sie 
auch vernommen, dass 
daran der Klimawandel 
Schuld sein soll? 

Bei genauerer Betrach-
tung stellt sich heraus, 
das ist so nicht ganz 
richtig. Zunächst: jeder 
Waldbrand ist eine echte 
Katastrophe für die, die 
davon betroffen sind. 
Daran kann es keinen 
Zweifel geben. Doch das 
Bild, dass in den Medien 
vielfach gezeichnet wur-
de, entspricht nicht den 
Tatsachen. Weder hat 
ganz Rhodos gebrannt, 
wie manche Schlagzeile 
zu suggerieren versuchte, 
noch hat das irgendwas 
mit dem Klimawandel zu 
tun. 

Tatsache ist, die grie-
chischen Inseln und im 
Grunde ganz Südeuropa 
werden seit Menschenge-
denken immer wieder 
von Waldbränden heim-
gesucht. Dabei ist die 
Zahl der Waldbrände in 
den letzten Jahren sogar 
rückläufig gewesen. Die 
ganz überwiegende Zahl 
der Waldbrände wird da-
bei von Menschen verur-
sacht, so auch die jüng-

sten Brände auf Rhodos. 
Hier steht zusätzlich 
sogar der Verdacht im 
Raum, dass diese Brände 
nicht durch Fahrlässig-
keit entstanden sind, 
sondern bewusst gelegt 
wurden, weil in dieser 
Region bereits ein Wind-
park genehmigt worden 
sein soll. 
Zu dieser Art medialer 
Irreführung hat sich der 
bekannte Meteorologe 
Jörg Kachelmann kürz-
lich geradezu wütend 
geäußert. Auf der grie-
chischen Insel Rhodos sei 
es jedes Jahr «wald-
brandtrocken». «Ob es 

zu einem Waldbrand 
kommt, hängt einzig und 
allein davon ab, ob ir-
gendein Mensch dort 
Feuer legt – absichtlich 
oder fahrlässig.» Vegeta-
tion brenne erst bei 250 
bis 300 Grad. Bei 40 
Grad beginne ein Wald 
nicht schneller zu bren-
nen als bei 0 Grad. «Dass 
dies viele Leute noch 
nicht verstanden haben, 
ist verheerend. Bei man-
chen Debatten fühle ich 
mich ins Frühmittelalter 
zurückversetzt.»
Dennoch scheint derzeit 
fast jedes Mittel Recht, 
um sommerliche Tem-

so alt ist wie die Mensch-
heit selbst. 

Natürlich ist es gut, 
besonders alte und kran-
ke Menschen daran zu 
erinnern, genügend zu 
trinken und sich besser 
im Schatten aufzuhalten. 
Aber dazu braucht es 
keine alarmistischen 
Katastrophenszenarien, 
sondern lediglich gesun-
den Menschenverstand 
und ein gutes nachbar-
schaftliches Miteinan-
der. Aber unterhalb ei-
ner Drohung mit Zehn-
tausenden Toten macht 
es dieser Mann offenbar 
nicht mehr. 
Es drängt sich der Ver-
dacht auf, dass das apo-
kalyptische Klimasze-
nario vor allem einem 
Zweck dienen soll: die 
Menschen darauf vor-
zubereiten, sich dem-
nächst - natürlich nur zu 
ihrem eigenen Schutz - 
erneut Fre ihe i tse in-
schränkungen zu unter-
werfen. Unseren Wohl-
stand opfern wir für das 
Klima ja bereits. 
Diesen Bestrebungen 
werde ich mich mit der 
gesamten AfD-Fraktion 
entschlossen entgegen-
stellen und wo immer 
möglich, seriöse Aufklä-
rung betreiben.

Die „größte Brennstoffzel-
lenflotte der Welt“ sollte 
den ÖPNV in der Rhein-
Main-Region zu einem 
Vorzeigeprojekt der so ge-
nannten „Energiewende“ 
machen. Doch statt schö-
ner neuer Energiewelt 
ging dort zeitweilig gar 
nichts mehr.
Anfang 2020 hatte der 
Rhein-Main-Verkehrsver-
bund (RMV) für 500 Mil-
lionen Euro 27 Wasser-
stoffzüge beim französi-
schen Bahn-Hersteller Al-
stom geordert. Alstom 
konnte bis Ende 2022 
aber nur sechs der Züge 
liefern. Doch auch von den 
gelieferten Triebwagen lit-
ten an manchen Tagen 
vier bis fünf unter so mas-
siven Störungen, dass sie 
nicht einsetzbar waren. 
Aber ohnehin wären für 
einen fahrplanmässigen 
Regelbetrieb mindestens 
11 Züge notwendig gewe-
sen. 
Die bis dahin genutzten 
Dieselloks hatte man in 

kopfloser Vorfreude be-
reits verkauft. Und zu al-
lem Überfluss hatte der 
RMV neben der Antriebs-
technik gleich noch den 
Betreiber gewechselt. Die 
Neuen, eine Tochter der 
Deutschen Bahn, waren 
aber völlig überfordert. 
Das Ergebnis: heilloses 
Chaos. Zahllose Passagiere 
saßen auf Bahnsteigen fest 
und erhielten nicht einmal 
Informationen über Aus-
fälle und Verspätungen 
oder Ersatzverkehr. 
Der RMV versuchte nun, 
mit Hilfe von Schienener-
satzverkehr noch irgend-

Selbst das Bundesverfas-
sungsgericht hat der Am-
pel nun attestiert, dass es 
ihr an Respekt vor dem 
Parlament als Gesetzge-
ber mangelt. 
Das umstrittene Gebäu-
deenergiegesetz (GEG) 
konnte nicht mehr, wie 
geplant, vor der Sommer-
pause verabschiedet wer-
den, weil die Frist für die 
Prüfung des Gesetzent-
wurfs durch die Abgeord-
neten entschieden zu 
kurz bemessen war. 
Leider verschafft das den 
Bürgern, die von kost-
spieligen Sanierungs-
zwängen bis hin zur fak-
tischen Enteignung be-
droht sind, nur einen 
kleinen Aufschub. Denn 
kommen soll das Gesetz 
nach dem Willen der 
Ampel auf jeden Fall. 
Und offenkundig handelt 
es sich bei diesem hek-
tisch-schlampigen Ge-
setzgebungsverfahren  
um keinen Einzelfall. Der 
Chef des Normenkon-
trollrates, Lutz Goebel, 
bezeichnete es kürzlich in 
der WELT als „nur die 
Spitze des Eisbergs“. 
Sowohl gegen das GEG 
als auch gegen die Miss-
achtung des Parlaments 
wird sich die AfD weiter 
mit allen Mitteln zur 
Wehr setzen. Wir sind es 
den Bürgern schuldig. 
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„Energiewende“ fabriziert Chaos 
im öffentlichen Nahverkehr

peraturen als angebliche 
Auswirkung des Klima-
wandels zu einem apoka-
lyptischen Bedrohungs-
szenario hochzuspielen.
Karl Lauterbach brüs-
kiert die gesamte italieni-
sche Öffentlichkeit, in-
dem er Temperaturen 
erfindet und öffentlich 
davor warnt, dass Italien 
als Urlaubsland dem-
nächst Geschichte sein 
könnte. Gleichzeitig ent-
wirft er, unter großem 
medialen Getöse, einen 
Hitzeschutzplan, um aufs 
Neue die Menschheit vor 
einem allgemeinen Le-
bensrisiko zu retten, das 

Weitgehend unbemerkt 
von der Öffentlichkeit hat 
die Ampel im Juni eine 
weitere Verschärfung des 
Infektionsschutzgesetzes 
verabschiedet. Nachdem 
auch der Bundesrat am 7. 
Juli keine Einwände er-
hoben hatte, ist nun auch 
das Respiratorische Syn-
zytial Virus (RSV) in die 
Liste der meldepflichti-
gen Erkrankungen aufge-
nommen. 
Die Gesundheitsämter 
sind damit angewiesen, 
das „Ausbruchsgesche-
hen einzugrenzen und 
weitere Ausbreitung zu 
verhindern“, was sehr in-
terpretationsfähig ist und 
möglicherweise auch wie-
der Schließungen von Ki-
tas, Schulen oder Pflege-
heimen zur Folge haben 
könnte. 
RSV galten bislang je-
doch als gewöhnliche Er-
kältungsviren ohne er-
höhtes Gefahrenpotenzi-
al. Dementsprechend 
fällt auch die Reaktion 
von Fachleuten aus. 

„Einen tiefgreifenden 
Sinn können wir hier 
nicht erkennen“, sagt bei-
spielsweise Jakob Maske, 
Sprecher des Berufsver-
bandes Kinder- und Ju-
gendärzte. Und Prof. Ur-
sel Heudorf, 30 Jahre 
lang in leitender Funkti-
on beim Gesundheitsamt 
Frankfurt, konstatiert 
rundheraus: „Diese neue 
Meldepflicht braucht es 
nicht“.

Während die Fachleute 
sich vor allem an der Un-
sinnigkeit dieser Vor-
schrift stoßen, liegt der 
noch größere Skandal 
womöglich in der Art und 
Weise, wie diese Ände-
rung am IfSG zustande 
gekommen ist.

Ohne jede parlamentari-
sche Debatte wurde diese 
potenziell weitreichende 
Änderung im so genann-
ten Omnibus-Verfahren 
in einem völlig anderen 
Gesetz zur Bevölkerungs-
statistik versteckt. 

Was wie ein illegaler Ta-
schenspielertrick anmu-
tet ist leider legale und 
gängige Praxis. Kleinere 
Änderungen an Gesetzen, 
die aber durchaus weit-
reichende Folgen haben 
können, werden an ein 
völlig anderes Gesetz an-
gehängt und gemeinsam 
mit diesem beschlossen, 
in der Hoffnung, damit 
eine unangenehme parla-
mentarische und vor al-
lem öffentliche Debatte 
zu vermeiden. Mit ande-
ren Worten: Die Bürger 
sollen hinters Licht ge-
führt werden.
Durch den Rechtsmiss-
brauch während der Co-
ronazeit sensibilisiert er-
kennt man hier unmittel-
bar das Missbrauchspo-
tenzial dieser neuen Mel-
depflicht. Wenn schon 
einfache Erkältungsviren 
meldepflichtig sind, dann 
fällt es in Zukunft umso 
leichter, bei Bedarf neue 
Freiheitseinschränkun-
gen zu verhängen.  

Infektionsschutzgesetz verschärft
Gut versteckt einfach durchgewunken 

FOLGEN 
WINDKRAFT 
OFFSHORE

Du bist ja nun der erste 
Landrat Deutschlands, 
der amtlich auf Demo-
kratietauglichkeit ge-
p r ü f t u n d b e s t ä t i g t 
wurde. Wie waren denn 
deine ersten Tage im 
Amt?
Robert Sesselmann:
Die ersten Tage waren 
schon ziemlich anstren-
gend. Ich muss mich ja 
erstmal reinfinden. Es 
gibt 17 Amtsleitungen 
und zahlreiche Sachge-
bietsleitungen, mit de-
nen ich erste Gespräche 
führen musste. Dazu sind 
wir in der Haushalts-
konsolidierung, was eine 
echte Mammutaufgabe 
ist. Aber mir macht die 
Arbeit Spaß. 
Es gab nach deiner Wahl 
sogar pauschale Boy-
kottaufrufe gegen Unter-
nehmen im Landkreis 
Sonneberg. Denkst du, 
das ist ernstzunehmen 
und was sagst du als 
Landrat dazu?
Robert Sesselmann:

Wie hast du denn in 
deinen ersten Wochen 
als Landrat die vielbe-
schworene Brandmauer 
erlebt? Gibt es sie über-
haupt?

In Sonneberg wurde Geschichte geschrieben

Robert Sesselmann:

Welches werden, neben 
der Haushaltskonsoli-
dierung, deine wichtig-
sten Projekte im ersten 
Jahr deiner Amtszeit 
sein?

Robert Sesselmann:

Noch vor wenigen Wo-
chen, wussten viele Men-
schen in Deutschland 
nicht mal, wo Sonneberg 
liegt. Nun ist dein Land-
kreis Gesprächsthema 
von Flensburg bis Berch-
tesgaden. Was würdest 
du den Menschen, die 
Sonneberg bisher nicht 
kannten, gerne über 
Sonneberg sagen?

Robert Sesselmann:

MIGRATION
LANDKREISE

WERBUNG ODER 
WAHLKREISTHEMA

Man kann schon heute sa-
gen, dass der 25. Juni 
2023 ein Datum für die 
Geschichtsbücher ist. An 
diesem Sonntag wurde 
zum ersten Mal in der Ge-
schichte der Bundesrepu-
blik ein Politiker der Al-
ternative für Deutschland 
in ein öffentliches Amt ge-
wählt. 
Mit 52,8 Prozent der 
Stimmen hat sich Robert 
Sesselmann bei der Land-
ratswahl im Landkreis 
Sonneberg nicht nur ge-

gen ein Kartell aller Alt-
parteien, sondern auch 
gegen einen beispiellosen 
Sturm medialer Hetze 
durchgesetzt. 
Über diesen Meilenstein 
freue ich mich gleich in 
dreifacher Hinsicht. Zum 
einen natürlich für mei-
nen Freund und Kollegen 
Robert Sesselmann, dem 
ich auch an dieser Stelle 
noch einmal zu seinem 

Erfolg gratulieren möch-
te. Dann für die Bürger im 
Landkreis Sonneberg, die 
nun einen Landrat haben, 
der entschlossen ist, den 
Bürgern zuzuhören und 
eine Politik zu betreiben, 
die sich ausschließlich an 
dem orientiert, was für 
die Bürger in seinem 
Landkreis gut ist. 
Nicht zuletzt freue ich 
m i c h a b e r a u c h f ü r 

Deutschland. Denn die 
Landratswahl in Sonne-
berg war ein Signal, das 
wie ein Donnerschlag 
durch alle politischen 
Ebenen in Deutschland 
gegangen ist. Die AfD 
kann Wahlen gewinnen. 
Und das trotz einer ge-
schlossenen Einheitsfront 
aller Altparteien und fast 
aller Medien. Darauf wer-
den wir weiter aufbauen.

WIR SIND LANDRAT

was zu retten, während 
der Lieferant Alstom bei 
anderen Bahnunterneh-
men Dieselloks gemietet 
hatte. Statt umweltfreund-
licher H2O-Technik also 
die schmutzigste Lösung 
von allen. 
Man schüttelt nur den 
Kopf darüber, wie ein er-
fahrenes Verkehrsunter-
nehmen derart - pardon - 
dumm sein kann, ohne 
Backup alles auf eine 
kaum erprobte Technik 
umzustellen. Aber letztlich 
passt es auch ins Bild der 
völlig verkorksten Ener-
gie- und Verkehrspolitik 
der Bundesregierung. 

GEG: Nur 
aufgeschoben

Das erklärte Ziel der Bun-
desregierung lautet, 2 Pro-
zent der gesamten Fläche 
des Landes für so genann-
te erneuerbare Energien 
zur Verfügung zu stellen.
Da sich Photovoltaik- und 
vor allem Windkraftanla-
gen aber nicht einfach 
gleichmäßig auf das Land 
verteilen lassen, müssen 
einzelne Gemeinden und 
Landkreise sich darauf 
einstellen, dass bis zu 1o 
Prozent ihres Gebiets für 
Windkraft genutzt wer-
den wird. Ein Thema, das 
in Zukunft verstärkt auch 
auf die Saale-Kreise zu-
kommen wird.  
Bereits heute gibt es in 
Deutschland rund 30.000 
solcher Windkraftanlagen. 
Hinter jedem dieser Wind-
räder bilden sich Wirbel-
schleppen, die je nach Lage 
kilometerweit Bestand ha-
ben. Die vertikale Strö-
mung der Luft bewirkt ei-
nen Transport der feuch-
ten Luft aus der unteren 
Schicht in höhere. Die Fol-
gen sind Austrocknung, 
und letztendlich Erwär-
mung. 

Dazu kommen 30.000 
Stahlröhren, weiß lackiert 
und 90.000 Rotorblätter, 
gefüllt mit dem seltenem 
Tropenholz Balsa, die 
nicht recyclingfähig sind 
und irgendwann unter der 
Erde vergraben werden 
müssen, um dort zu ver-
rotten!
Weiterhin 30.000 Genera-
toren mit seltenen Erden 
und Edelmetallen und 
nicht zuletzt dem hoch-
giftigen Schwefelhexa-
fluorid (SF6), dem stärk-
sten bekannten Treib-
hausgas. Es wirkt rund 

Was man über Windräder wissen sollte

22.800 Mal stärker als 
CO2.
Viele dieser Anlagen ent-
stehen auf eigens dafür 
gerodeten Waldflächen 
und jede einzelne Anlage 
steht auf einem riesigen 
Stahlbeton-Fundament, 
das für alle Zeit in der 
Erde verbleiben werden.
Der Transport der Kom-
ponenten erfolgt zum 
großen Teil per Schiffs-
diesel einmal um die hal-
be Erde aus China.
Nicht zu vergessen die 
unzähligen Vögel, Fleder-

mäuse, Schmetterlinge 
und andere Insekten die 
durch die Flügel zu Tode 
kommen. 
Auch ist noch ungeklärt, 
wie stark die Gesundheit 
der Menschen durch den 
erzeugten Infraschall bei 
Anlagen in der Nähe von 
Wohngebieten beein-
trächtigt wird. 
Und schließlich mehren 
sich auch die Berichte 
von Menschen, die ihre 
Immobilien in der Nähe 
von Windkraftanlagen 
nur noch erheblich unter 
Preis verkaufen konnten. 
Nein, an dieser Form der 
Energiegewinnung ist 
rein gar nichts umwelt-
freundlich. 
Wir wollen und werden 
nicht zulassen, dass die 
Natur unserer Thüringer 
Heimat für eine rein 
ideologisch motivierte 
Energiepolitik derart  
zerstört wird.
Unsere Wälder sind für 
uns ein Stück Heimat 
und für deren Erhalt wer-
den wir mit aller Ent-
schlossenheit kämpfen.  

Nicht erst seit Robert 
Sesselmann in Sonneberg 
zum Landrat gewählt 
wurde, stehen Kommu-
nalpolitiker überall in 
Deutschland vor der Her-
ausforderung, sich kon-
struktiv über die von 
ihren Parteispitzen aus-
gerufenen „Brandmau-
ern“ gegen die AfD hin-
wegzusetzen. 
Was in Bundestagsreden 
für Beifall gut ist, ist in 
den Städten und Gemein-
den vor Ort weder prakti-
kabel noch gewollt. Dort 
kennt man sich und weiß, 
dass der Mann oder die 
Frau von der AfD ein 
ganzer normaler Mensch 
ist, mit dem man womög-
lich schon das ein oder 
andere Bier getrunken 
hat und nicht der Teufel, 
als der er von realitäts-
fernen Bundespolitikern 
dargestellt wird. Zudem 
nimmt man die Verant-
wortung, gemeinsam das 
Beste für die Gemeinde 
zu erreichen, trotz harter 
Auseinandersetzung in 
der Sache, meist noch 
Ernst. 
Das hat zu der kuriosen 
Situation geführt, dass 
man in Berlin und Erfurt 
weiter von einer Brand-
mauer schwadroniert, die 
es in der Praxis der 
Städte und Gemeinden 
oft garnicht mehr gibt, 
während man sich zu-
gleich alle Mühe gibt, den 
Elefanten im Raum zu 

Brandmauer im freien Fall
ignorieren.
Wollte Friedrich Merz 
wirklich, wie angekün-
digt, jeden aus seiner 
Partei ausschließen, der 
irgendwo mit der AfD 
gemeinsam für sinnvolle 
Anträge stimmt, dann 
wäre die CDU wahr-
scheinlich in Kürze han-
dlungsunfähig.
In Hildburghausen ha-
ben SPD und AfD ge-
meinsam einen Bürger-
meister abgesetzt. In 
Backnang stimmten Grü-
ne gemeinsam mit der 
AfD für einen Antrag zur 
Theaterförderung. Auch 
im Thüringer Landtag 
wurden Anträge bereits 
mit Unterstützung der 
AfD-Fraktion durchge-
bracht. So beispielsweise 
ein Antrag zur Erweite-
rung des Auftrags des 
Untersuchungsausschus-
ses zur Einstellungspra-
xis der Landesregierung.
Statt über zerbröselnde 
Brandmauern  nachzu-
denken, sollten die Alt-
parteien besser zur Real-
politik zurückkehren und 
akzeptieren, dass die Al-
ternative für Deutsch-
land als freiheitlich-kon-
servative Kraft gekom-
men ist, um zu bleiben. 
Wir reichen jedenfalls 
jedem die Hand, der ge-
meinsam mit uns Politik 
zum Wohle Deutschlands 
gestalten will. Es gibt viel 
zu tun, fangen wir end-
lich an. 

Robert Sesselmann mit Michael Kaufmann am Rande des 
Bundesparteitags in Madgeburg Ende Juli

H i e r e i n p a a r 
Schnappschüsse 
aus dem Wahl-
kampf. Mit dem 
Bürgermobil habe 
ich gern meinen 
kleinen Beitrag 
dazu geleistet.

Gerade einmal zwei Wo-
chen später feierte die Al-
ternative für Deutschland 
ihren zweiten Triumph. 
Anderes Bundesland, 
anderes Amt. Die Bürger 
trauen der AfD  etwas zu. 

Der nächste Paukenschlag
An dieser Stelle ganz 
herzliche Glückwünsche 
an meinen Kollegen Han-
nes Loth aus Raguhn-
Jeßnitz in Sachsen-An-
halt zu seiner Wahl zum 
Bürgermeister.  

Alles Gute und viel Er-
folg. Beweisen wir ihnen, 
dass wir nicht nur die 
schärfsten Kritiker der 
Regierung sind, sondern 
dass wir es tatsächlich 
besser können. 
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Streit um Brücke an der Linkenmühle eskaliert erneut 
Ehemaliger Landrat Holzhey mit Aufsehen erregender Aktion

Der Streit um die ehema-
lige Brücke an der Lin-
kenmühle bleibt ein Poli-
tikum und wurde nun 
mit einer Aufsehen erre-
genden Plakataktion neu 
in den Fokus der Öffent-
lichkeit gerückt. 
Hartmut Holzhey, der 
ehemalige Landrat von 
S a a l f e l d - R u d o l s t a d t , 
kämpft seit Langem für 
den Wiederaufbau dieser 
Brücke über den Hohen-
warte-Stausee, die 1945 
im Rahmen des Kriegsge-
schehens gesprengt wur-
de. 
Unbestritten ist, dass vie-
le Bewohner der Region 
sich diese Brücke wün-
schen, würde sie doch 
viele Weg erheblich ver-
kürzen. Allein es fehlte 
bisher immer am politi-
schen Willen oder am 

Mitglied werden
Die Umfragewerte der AfD steigen und steigen. Jetzt ist 
es Zeit, für den Erhalt unserer Heimat aktiv zu werden! 
Wir freuen uns über jeden neuen Unterstützer. Unter 
diesem Link können Sie den Mitgliedsantrag ganz 
einfach online ausfüllen:

https://www.afd.de/mitglied-werden/

Wenn Unterstützer lieber 
anonym bleiben möchten

Immer wieder treten Un-
ternehmer, Führungs-
kräfte und einfache Bür-
ger an mich heran und 
sagen, dass sie die AfD 
gerne stärker unterstüt-
zen möchten. Gleichzeitig 
fürchten sie aber private 
oder berufliche Nachtei-
le, wenn das öffentlich 
würde. Das verstehe ich 
nur zu gut. 
Aber halten wir mal ei-
nen Moment inne und 
überlegen, was das ei-
gentlich bedeutet. Es 
heißt, dass in Deutsch-
land ein Klima geschaf-
fen wurde, in dem Unter-
stützer einer demokrati-
schen gewählten Partei, 
um ihren guten Ruf, um 
Aufträge, möglicherweise 
sogar ihren Job fürchten 
müssen, wenn bekannt 
wird, dass sie diese Partei 
unterstützen. Wer, wie 
ich, die DDR noch erlebt 
hat, in dem werden dabei 
unschöne Erinnerungen 
wach. 
Unabhängig davon, sollte 
dies aber für jeden auf-
rechten Demokraten ein 
deutliches Alarmsignal 

sein. Denn ein Klima, das 
heute die Einen stigmati-
siert, kann morgen auch 
jeden anderen treffen. 
Vergessen wir das bei al-
ler Hitze der Debatte bit-
te nicht und kehren wir 
zurück zur guten demo-
kratischen Sitte, dass die 
politische Einstellung 
Privatsache ist und kei-
nen Einfluss auf private 
oder berufliche Bezie-
hungen haben darf. 
Leider werden wir mit 
diesen Rahmenbedin-
gungen wohl fürs Erste 
leben müssen. Dennoch 
gibt es in der AfD, wie in 
jeder Partei, viele Wege 
zu unterstützen, ohne da-
bei im Rampenlicht zu 
stehen.  
Lassen Sie uns gemein-
sam unser Land wieder 
voranbringen. 
Wenn Sie mehr wissen 
möchten, sprechen Sie 
mich gerne an:
kontakt@kaufmann-mi-
chael.de 
oder
0 36 71 - 5 23 23 48

„Auf ein Wort“
Podcast mit Michael Kaufmann

Podcast sind praktisch und liegen im Trend. Anders 
als Videos kann man sie bequem auf der Autofahrt 
oder bei der Hausarbeit hören.
Darum werde ich ab dem 9. September 2023 einmal 
wöchentlich am Samstag einen Podcast zu aktuellen 
Themen aus Politik und Gesellschaft aufnehmen. 
Neben interessanten Gesprächspartnern verspreche 
ich Ihnen spannende Einsichten in das Geschehen 
in Berlin und in den Saalekreisen.
Sie finden den Podcast unter:
www.kaufmann-michael.de/podcast

MITMACHER GESUCHT: Ihr Ansprechpartner für die Kommunalpolitik im Saale-Holzland-Kreis (Kahla, Stadtroda, Hermsdorf, Eisenberg, Bürgel, Schkölen, 
Camburg): Denny Jankowski - denny.jankowski@afd-thl.de

Die Thüringer Landesre-
gierung stellt den Kom-
munen Fördermittel für 
die Anschaffung von Au-
tomatisierten Externen 
Defibrillatoren (AED) 
zur Verfügung. Eine lo-
benswerte Initiative.
Diese Geräte, die bei 
plötzlichem Herzstill-
stand das Herz durch 
starke elektrische Impul-
se wieder zum Schlagen 
anregen, können in den 
Kommunen an zentralen 
Stellen öffentlich aufge-
hängt werden, damit im 
Bedarfsfalls umgehend 

Erste Hilfe geleistet wer-
den kann. Gerade für 
Kommunen, in denen die 
nächste Notfallversor-
gung weit entfernt ist, 
eine großartige Hilfe, die 
Leben retten kann.
Doch hier kommt die 
Krux: Die Förderung gilt 
nur für Gemeinden ab 
1.000 Einwohnern. Das 
heißt, ausgerechnet die 
kleinsten, in der Regel 
weniger finanzstarken, 
Gemeinden, für die das 
nächste Krankenhaus oft 
besonders weit entfernt 
ist, kommen nicht in den 

Genuss der Förderung. 
Abgesehen davon, dass 
sich hier einmal mehr 
zeigt, dass die Thüringer 

Keine Erste Hilfe in kleinen Kommunen
Kommunen unter 1.000 Einwohner bleiben bei der Förderung von Defibrillatoren außen vor

Landesregierung auch 
gute Ideen noch vermas-
seln kann, wird hieran 
vor allem deutlich, wie 
erschreckend unwissend 

man in Erfurt über die 
Bedürfnisse des ländli-
chen Raums ist. 
Und wie so oft, ist es 
auch hier eine private In-
i t i a t i v e , d i e A b h i l f e 
schafft. Das private Pro-
jekt „Laien Reanima-
tion“ aus Stadtroda setzt 
sich für die Anschaffung 
öffentlich zugänglicher 
AEDs ein und hat bereits 
14 derartige Geräte in 
der Region installieren 
können. Ein Projekt, das 
Unterstützung verdient 
und zur Nachahmung 
empfohlen ist. 

Das Saalfelder Detscher-
fest ist Heimat- und 
Brauchtumspflege in sei-
ner wohl köstlichsten 
Form. Der Detscher ist 
eine Saalfelder Speziali-
tät, die aus Kartoffeln zu-
bereitet wird und findet 
sich in dieser Form wirk-
lich nur in der Region um 
Saalfeld.
Am 1. Juli war der AfD 
Gebietsverband Saalfeld- 
Rudolstadt erstmalig mit 
einem eigenen Detscher-
Stand dort vertreten. Es 
war ein kulinarisches 
Vergnügen, dort für die 
Besucher das legendäre 
Kartoffel-Gebäck selbst 
zuzubereiten. 
Die langen Schlangen vor 
unseren Stand haben ge-
zeigt, dass wir das offen-

bar ziemlich gut hinge-
kriegt haben. Im kom-
menden Jahr sind wir 
gerne wieder dabei. 
Wer den Detscher einmal 
selbst zubereiten möchte, 
findet das Rezept unter: 
https://www.saalfeld-tou-
rismus.de/Sehen-und-Erle-
ben/Veranstaltungen/Saal-
felder-Detscherfest/

Beim Detscherfest in 
Saalfeld Bei bestem Wetter fand 

am 2. Juli zum 25. mal 
das Lavendelfest in Blan-
kenburg statt. Das wollte 
ich mir natürlich nicht 
entgehen lassen.
Tausende Zuschauer ver-
folgten den Festumzug 
am Straßenrand, der von 

Es liegt Lavendel in der Luft

Vereinen, Schulen, Kin-
dergärten und Unterneh-
men der Stadt liebevoll 
arrangiert worden war.  
Vornweg die neue Laven-
delkönigin im cremefar-
benen Cadillac.
Es war ein Fest für alle 
Sinne und natürlich be-
sonders für die Nase. 
Denn überall lag der Duft 
von frischem Lavendel in 
der Luft. 
Man sollte nicht meinen, 
dass dieses wunderbare 

Fest erst seit 1997 be-
steht. Zwei Bad Blanken-
burger Bürger hatten es 
damals ins Leben geru-
fen. 
Es ist also nie zu spät, 
schöne und wertvolle 
Traditionen zu begrün-
den. Bis zum nächsten 
Jahr im schönen Städt-
chen Bad Blankenburg. 

Seit dem 11. Juli können 
sich Pädogogen und Sozi-
alarbeiter beim Gesund-
heitsamt Saalfeld-Rudol-
stadt den Regenbogen-
koffer ausleihen. 
Der Inhalt thematisiert 
die „Heterogenität von 
Kinder und Jugendlichen. 
Dabei sollen u. a. das 

Was ist drin im Regenbogenkoffer? 
„Unterstützung bei Lernplanvorgaben im Rahmen der sexuellen Bildung“

Geschlecht, die Identität 
und die sexuelle Orien-
tierung im Vordergrund 
stehen. 
Angesichts der zuneh-
menden Frühsexualisie-
rung von Kindern hatten 
einige Kreistagsabge-
ordnete der AfD Fragen 
zum Inhalt des Koffers 

und wollten diesen gerne 
sehen. Leider wurde ih-
nen das verwehrt, da der 
Inhalt „nur für Pädago-
gen“ sei. 
Sollten Sie als Eltern in 
diesem Zusammenhang  
ungewöhnliche Beobach-
tungen machen, sprechen 
Sie mich bitte an. 

Geld oder an beidem. 
Damit aber mag sich 
Hartmut Holzhey schon 
seit vielen Jahren nicht 
abfinden und findet für 
sein Anliegen unter ande-
rem Unterstützung bei 
den Bürgermeistern von 
Altenbeuthen und Gös-
sitz. 
Am 1. August nun hat 
Holzhey mit einer spek-
tulären Aktion erneut auf 
das Thema aufmerksam 
gemacht. Am Brücken-

aufleger in Altenroth 
brachte er ein Plakat an 
mit der Aufschrift „Ohne 
diese Brücke ist die Nut-
zung dieser Talsperre als 
Hochwasserschutzanla-
ge staatlicher Rechts-
bruch!“
Der Protest war aller-
dings nicht von langer 
Dauer, denn schon einen 
Tag später entfernte die 
Wasserschutzpolizei das 
Plakat wieder und prüft 
nun gar die „strafrechtli-

che Relevanz“ des In-
halts. 
Doch das könnte dem 
ehemaligen Landrat so-
gar sehr gelegen kom-
men, denn er erhofft sich 
eine gerichtliche Klärung 
der sich aus einem Plan-
feststellungsbeschluss 
von 1938 ergebenden 
Verpflichtung zum Bau 
der Brücke über die Tal-
sperre Hohenwarte, ohne 
die die Talsperre, so 
Holzhey, keine Betriebs-
erlaubnis hätte.
Wie viele Bürger in den 
angrenzenden Kreisen 
schätze und unterstütze 
ich das Engagement von 
Herrn Holzhey. Die Wie-
dererrichtung der Brücke 
wäre eine Aufwertung für 
die gesamte Region. Wir 
werden an dem Thema 
dranbleiben. 

Als Doktorand war Ro-
bert Malone in den 
1980er-Jahren an der 
Entwicklung der mRNA-
Impfstofftechnologie be-
teiligt. Doch als er sich 
öffentl ich gegen das 
Coronanarrativ positio-
nierte, wurde er von Big 
Tech zensiert und von 
den Medien diffamiert. 
Doch das brachte ihn 
nicht zum Schweigen. 
Wie ist es möglich, dass 
sich die von den Regie-
rungen verbreiteten Lü-

gen hartnäckig halten 
und unsere Institutionen 
es versäumen, sie zu 
korrigieren?
Welche Auswirkungen 
hatte die Coronapolitik 
auf Menschenleben, Exis-
tenzen und Demokra-
tien?
Dr. Malone beweist, wie 
Daten, Nachrichten und 
Emotionen während der 
Pandemie bewusst ver-
zerrt und manipuliert 
worden sind und unter-
sucht die Verbindungen 
zwischen Pharmaindus-
trie, Regierungen und 
Medien. Aber er gibt 
auch Anregungen, was 
wir dagegen tun können, 
um eine bessere Zukunft 
zu gestalten.

Dr.Robert W. Malone; 
Lügen, die mir meine 
Regierung erzählte und der 
Weg in eine bessere Zu-
k u n f t ; g e b u n d e n , 5 9 2 
Seiten, zahlreiche Abb., 
Kopp-Verlag, 24,99 €

Für die AfD gibt es derzeit in Umfragen fast nur eine 
Richtung: nach oben. Immer mehr Menschen 
begreifen, dass es mit Deutschland nicht weitergehen 
darf wie bisher. Und immer weniger Menschen 
glauben den Ammenmärchen, die die Medien über 
uns verbreiten. Das macht Hoffnung, dass in 
Deutschland demnächst ein echter Politikwechsel 
möglich werden könnte. Die Interessen der Men-
schen in unserem Land müssen wieder zur Leitlinie 
der Politik werden. Seien Sie dabei und werden Sie 
Teil der Lösung. Damit es mit Deutschland wieder 
aufwärts geht.

Mit großer Freude und 
einen kleinen Fest habe 
ich am 25. Mai mein 
neues Bürgerbüro in 
Pößneck, in der Breit 
Straße 32, eröffnet. 
Doch noch nicht einmal 4 
Wochen hielt die erste 
S c h e i b e . B e s o n d e r s 
toleranten Demokraten 
war die Anwesenheit der 
AfD in Pößneck offenbar 
ein Ärgernis. 
In Deutschland heutzu-
tage leider schon traurige 
Normalität. Aufgehetzt 
durch die Medien und 
politische Wettbewerber 
fühlen sich manche Zeit-

genossen inzwischen of-
fenbar zu fast allem be-
rechtigt. 
Wir haben natürlich An-
zeige erstattet. Sollte 
jemand von Ihnen, werte 
Leser, etwas zur Aufklä-
rung beitragen können, 
sind wir für Hinweise 
dankbar. 
Davon lassen wir uns 
aber weder entmutigen 
noch einschüchtern. Be-
suchen Sie mich also 
gerne einmal in Pößneck 
in der Breite Straße 32. 
Das Büro ist freitags von 
9 bis 13 Uhr oder nach 
Vereinbarung besetzt.

Bürgerbüro in Pößneck 
eingeweiht

und gleich wieder beschädigt

Die Ächtung von Gewalt und die Vermittlung 
von gegenseitiger Achtung auf der Basis 
grundlegender Werte ist indes nicht nur ein 
Thema für die Schule, sondern für die ganze 
Gesellschaft.             (Horst Köhler)

https://www.afd.de/mitglied-werden/?fbclid=IwAR3ylC4N6J5ho5KaAkVnOb_jUUFUWQoFgMFrX-kf5K3-B8M1kN73amjAOvE
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Streit um Brücke an der Linkenmühle eskaliert erneut 
Ehemaliger Landrat Holzhey mit Aufsehen erregender Aktion

Der Streit um die ehema-
lige Brücke an der Lin-
kenmühle bleibt ein Poli-
tikum und wurde nun 
mit einer Aufsehen erre-
genden Plakataktion neu 
in den Fokus der Öffent-
lichkeit gerückt. 
Hartmut Holzhey, der 
ehemalige Landrat von 
S a a l f e l d - R u d o l s t a d t , 
kämpft seit Langem für 
den Wiederaufbau dieser 
Brücke über den Hohen-
warte-Stausee, die 1945 
im Rahmen des Kriegsge-
schehens gesprengt wur-
de. 
Unbestritten ist, dass vie-
le Bewohner der Region 
sich diese Brücke wün-
schen, würde sie doch 
viele Weg erheblich ver-
kürzen. Allein es fehlte 
bisher immer am politi-
schen Willen oder am 

Mitglied werden
Die Umfragewerte der AfD steigen und steigen. Jetzt ist 
es Zeit, für den Erhalt unserer Heimat aktiv zu werden! 
Wir freuen uns über jeden neuen Unterstützer. Unter 
diesem Link können Sie den Mitgliedsantrag ganz 
einfach online ausfüllen:

https://www.afd.de/mitglied-werden/

Wenn Unterstützer lieber 
anonym bleiben möchten

Immer wieder treten Un-
ternehmer, Führungs-
kräfte und einfache Bür-
ger an mich heran und 
sagen, dass sie die AfD 
gerne stärker unterstüt-
zen möchten. Gleichzeitig 
fürchten sie aber private 
oder berufliche Nachtei-
le, wenn das öffentlich 
würde. Das verstehe ich 
nur zu gut. 
Aber halten wir mal ei-
nen Moment inne und 
überlegen, was das ei-
gentlich bedeutet. Es 
heißt, dass in Deutsch-
land ein Klima geschaf-
fen wurde, in dem Unter-
stützer einer demokrati-
schen gewählten Partei, 
um ihren guten Ruf, um 
Aufträge, möglicherweise 
sogar ihren Job fürchten 
müssen, wenn bekannt 
wird, dass sie diese Partei 
unterstützen. Wer, wie 
ich, die DDR noch erlebt 
hat, in dem werden dabei 
unschöne Erinnerungen 
wach. 
Unabhängig davon, sollte 
dies aber für jeden auf-
rechten Demokraten ein 
deutliches Alarmsignal 

sein. Denn ein Klima, das 
heute die Einen stigmati-
siert, kann morgen auch 
jeden anderen treffen. 
Vergessen wir das bei al-
ler Hitze der Debatte bit-
te nicht und kehren wir 
zurück zur guten demo-
kratischen Sitte, dass die 
politische Einstellung 
Privatsache ist und kei-
nen Einfluss auf private 
oder berufliche Bezie-
hungen haben darf. 
Leider werden wir mit 
diesen Rahmenbedin-
gungen wohl fürs Erste 
leben müssen. Dennoch 
gibt es in der AfD, wie in 
jeder Partei, viele Wege 
zu unterstützen, ohne da-
bei im Rampenlicht zu 
stehen.  
Lassen Sie uns gemein-
sam unser Land wieder 
voranbringen. 
Wenn Sie mehr wissen 
möchten, sprechen Sie 
mich gerne an:
kontakt@kaufmann-mi-
chael.de 
oder
0 36 71 - 5 23 23 48

„Auf ein Wort“
Podcast mit Michael Kaufmann

Podcast sind praktisch und liegen im Trend. Anders 
als Videos kann man sie bequem auf der Autofahrt 
oder bei der Hausarbeit hören.
Darum werde ich ab dem 9. September 2023 einmal 
wöchentlich am Samstag einen Podcast zu aktuellen 
Themen aus Politik und Gesellschaft aufnehmen. 
Neben interessanten Gesprächspartnern verspreche 
ich Ihnen spannende Einsichten in das Geschehen 
in Berlin und in den Saalekreisen.
Sie finden den Podcast unter:
www.kaufmann-michael.de/podcast

MITMACHER GESUCHT: Ihr Ansprechpartner für die Kommunalpolitik im Saale-Holzland-Kreis (Kahla, Stadtroda, Hermsdorf, Eisenberg, Bürgel, Schkölen, 
Camburg): Denny Jankowski - denny.jankowski@afd-thl.de

Die Thüringer Landesre-
gierung stellt den Kom-
munen Fördermittel für 
die Anschaffung von Au-
tomatisierten Externen 
Defibrillatoren (AED) 
zur Verfügung. Eine lo-
benswerte Initiative.
Diese Geräte, die bei 
plötzlichem Herzstill-
stand das Herz durch 
starke elektrische Impul-
se wieder zum Schlagen 
anregen, können in den 
Kommunen an zentralen 
Stellen öffentlich aufge-
hängt werden, damit im 
Bedarfsfalls umgehend 

Erste Hilfe geleistet wer-
den kann. Gerade für 
Kommunen, in denen die 
nächste Notfallversor-
gung weit entfernt ist, 
eine großartige Hilfe, die 
Leben retten kann.
Doch hier kommt die 
Krux: Die Förderung gilt 
nur für Gemeinden ab 
1.000 Einwohnern. Das 
heißt, ausgerechnet die 
kleinsten, in der Regel 
weniger finanzstarken, 
Gemeinden, für die das 
nächste Krankenhaus oft 
besonders weit entfernt 
ist, kommen nicht in den 

Genuss der Förderung. 
Abgesehen davon, dass 
sich hier einmal mehr 
zeigt, dass die Thüringer 

Keine Erste Hilfe in kleinen Kommunen
Kommunen unter 1.000 Einwohner bleiben bei der Förderung von Defibrillatoren außen vor

Landesregierung auch 
gute Ideen noch vermas-
seln kann, wird hieran 
vor allem deutlich, wie 
erschreckend unwissend 

man in Erfurt über die 
Bedürfnisse des ländli-
chen Raums ist. 
Und wie so oft, ist es 
auch hier eine private In-
i t i a t i v e , d i e A b h i l f e 
schafft. Das private Pro-
jekt „Laien Reanima-
tion“ aus Stadtroda setzt 
sich für die Anschaffung 
öffentlich zugänglicher 
AEDs ein und hat bereits 
14 derartige Geräte in 
der Region installieren 
können. Ein Projekt, das 
Unterstützung verdient 
und zur Nachahmung 
empfohlen ist. 

Das Saalfelder Detscher-
fest ist Heimat- und 
Brauchtumspflege in sei-
ner wohl köstlichsten 
Form. Der Detscher ist 
eine Saalfelder Speziali-
tät, die aus Kartoffeln zu-
bereitet wird und findet 
sich in dieser Form wirk-
lich nur in der Region um 
Saalfeld.
Am 1. Juli war der AfD 
Gebietsverband Saalfeld- 
Rudolstadt erstmalig mit 
einem eigenen Detscher-
Stand dort vertreten. Es 
war ein kulinarisches 
Vergnügen, dort für die 
Besucher das legendäre 
Kartoffel-Gebäck selbst 
zuzubereiten. 
Die langen Schlangen vor 
unseren Stand haben ge-
zeigt, dass wir das offen-

bar ziemlich gut hinge-
kriegt haben. Im kom-
menden Jahr sind wir 
gerne wieder dabei. 
Wer den Detscher einmal 
selbst zubereiten möchte, 
findet das Rezept unter: 
https://www.saalfeld-tou-
rismus.de/Sehen-und-Erle-
ben/Veranstaltungen/Saal-
felder-Detscherfest/

Beim Detscherfest in 
Saalfeld Bei bestem Wetter fand 

am 2. Juli zum 25. mal 
das Lavendelfest in Blan-
kenburg statt. Das wollte 
ich mir natürlich nicht 
entgehen lassen.
Tausende Zuschauer ver-
folgten den Festumzug 
am Straßenrand, der von 

Es liegt Lavendel in der Luft

Vereinen, Schulen, Kin-
dergärten und Unterneh-
men der Stadt liebevoll 
arrangiert worden war.  
Vornweg die neue Laven-
delkönigin im cremefar-
benen Cadillac.
Es war ein Fest für alle 
Sinne und natürlich be-
sonders für die Nase. 
Denn überall lag der Duft 
von frischem Lavendel in 
der Luft. 
Man sollte nicht meinen, 
dass dieses wunderbare 

Fest erst seit 1997 be-
steht. Zwei Bad Blanken-
burger Bürger hatten es 
damals ins Leben geru-
fen. 
Es ist also nie zu spät, 
schöne und wertvolle 
Traditionen zu begrün-
den. Bis zum nächsten 
Jahr im schönen Städt-
chen Bad Blankenburg. 

Seit dem 11. Juli können 
sich Pädogogen und Sozi-
alarbeiter beim Gesund-
heitsamt Saalfeld-Rudol-
stadt den Regenbogen-
koffer ausleihen. 
Der Inhalt thematisiert 
die „Heterogenität von 
Kinder und Jugendlichen. 
Dabei sollen u. a. das 

Was ist drin im Regenbogenkoffer? 
„Unterstützung bei Lernplanvorgaben im Rahmen der sexuellen Bildung“

Geschlecht, die Identität 
und die sexuelle Orien-
tierung im Vordergrund 
stehen. 
Angesichts der zuneh-
menden Frühsexualisie-
rung von Kindern hatten 
einige Kreistagsabge-
ordnete der AfD Fragen 
zum Inhalt des Koffers 

und wollten diesen gerne 
sehen. Leider wurde ih-
nen das verwehrt, da der 
Inhalt „nur für Pädago-
gen“ sei. 
Sollten Sie als Eltern in 
diesem Zusammenhang  
ungewöhnliche Beobach-
tungen machen, sprechen 
Sie mich bitte an. 

Geld oder an beidem. 
Damit aber mag sich 
Hartmut Holzhey schon 
seit vielen Jahren nicht 
abfinden und findet für 
sein Anliegen unter ande-
rem Unterstützung bei 
den Bürgermeistern von 
Altenbeuthen und Gös-
sitz. 
Am 1. August nun hat 
Holzhey mit einer spek-
tulären Aktion erneut auf 
das Thema aufmerksam 
gemacht. Am Brücken-

aufleger in Altenroth 
brachte er ein Plakat an 
mit der Aufschrift „Ohne 
diese Brücke ist die Nut-
zung dieser Talsperre als 
Hochwasserschutzanla-
ge staatlicher Rechts-
bruch!“
Der Protest war aller-
dings nicht von langer 
Dauer, denn schon einen 
Tag später entfernte die 
Wasserschutzpolizei das 
Plakat wieder und prüft 
nun gar die „strafrechtli-

che Relevanz“ des In-
halts. 
Doch das könnte dem 
ehemaligen Landrat so-
gar sehr gelegen kom-
men, denn er erhofft sich 
eine gerichtliche Klärung 
der sich aus einem Plan-
feststellungsbeschluss 
von 1938 ergebenden 
Verpflichtung zum Bau 
der Brücke über die Tal-
sperre Hohenwarte, ohne 
die die Talsperre, so 
Holzhey, keine Betriebs-
erlaubnis hätte.
Wie viele Bürger in den 
angrenzenden Kreisen 
schätze und unterstütze 
ich das Engagement von 
Herrn Holzhey. Die Wie-
dererrichtung der Brücke 
wäre eine Aufwertung für 
die gesamte Region. Wir 
werden an dem Thema 
dranbleiben. 

Als Doktorand war Ro-
bert Malone in den 
1980er-Jahren an der 
Entwicklung der mRNA-
Impfstofftechnologie be-
teiligt. Doch als er sich 
öffentl ich gegen das 
Coronanarrativ positio-
nierte, wurde er von Big 
Tech zensiert und von 
den Medien diffamiert. 
Doch das brachte ihn 
nicht zum Schweigen. 
Wie ist es möglich, dass 
sich die von den Regie-
rungen verbreiteten Lü-

gen hartnäckig halten 
und unsere Institutionen 
es versäumen, sie zu 
korrigieren?
Welche Auswirkungen 
hatte die Coronapolitik 
auf Menschenleben, Exis-
tenzen und Demokra-
tien?
Dr. Malone beweist, wie 
Daten, Nachrichten und 
Emotionen während der 
Pandemie bewusst ver-
zerrt und manipuliert 
worden sind und unter-
sucht die Verbindungen 
zwischen Pharmaindus-
trie, Regierungen und 
Medien. Aber er gibt 
auch Anregungen, was 
wir dagegen tun können, 
um eine bessere Zukunft 
zu gestalten.

Dr.Robert W. Malone; 
Lügen, die mir meine 
Regierung erzählte und der 
Weg in eine bessere Zu-
k u n f t ; g e b u n d e n , 5 9 2 
Seiten, zahlreiche Abb., 
Kopp-Verlag, 24,99 €

Für die AfD gibt es derzeit in Umfragen fast nur eine 
Richtung: nach oben. Immer mehr Menschen 
begreifen, dass es mit Deutschland nicht weitergehen 
darf wie bisher. Und immer weniger Menschen 
glauben den Ammenmärchen, die die Medien über 
uns verbreiten. Das macht Hoffnung, dass in 
Deutschland demnächst ein echter Politikwechsel 
möglich werden könnte. Die Interessen der Men-
schen in unserem Land müssen wieder zur Leitlinie 
der Politik werden. Seien Sie dabei und werden Sie 
Teil der Lösung. Damit es mit Deutschland wieder 
aufwärts geht.

Mit großer Freude und 
einen kleinen Fest habe 
ich am 25. Mai mein 
neues Bürgerbüro in 
Pößneck, in der Breit 
Straße 32, eröffnet. 
Doch noch nicht einmal 4 
Wochen hielt die erste 
S c h e i b e . B e s o n d e r s 
toleranten Demokraten 
war die Anwesenheit der 
AfD in Pößneck offenbar 
ein Ärgernis. 
In Deutschland heutzu-
tage leider schon traurige 
Normalität. Aufgehetzt 
durch die Medien und 
politische Wettbewerber 
fühlen sich manche Zeit-

genossen inzwischen of-
fenbar zu fast allem be-
rechtigt. 
Wir haben natürlich An-
zeige erstattet. Sollte 
jemand von Ihnen, werte 
Leser, etwas zur Aufklä-
rung beitragen können, 
sind wir für Hinweise 
dankbar. 
Davon lassen wir uns 
aber weder entmutigen 
noch einschüchtern. Be-
suchen Sie mich also 
gerne einmal in Pößneck 
in der Breite Straße 32. 
Das Büro ist freitags von 
9 bis 13 Uhr oder nach 
Vereinbarung besetzt.

Bürgerbüro in Pößneck 
eingeweiht

und gleich wieder beschädigt

Die Ächtung von Gewalt und die Vermittlung 
von gegenseitiger Achtung auf der Basis 
grundlegender Werte ist indes nicht nur ein 
Thema für die Schule, sondern für die ganze 
Gesellschaft.             (Horst Köhler)

https://www.afd.de/mitglied-werden/?fbclid=IwAR3ylC4N6J5ho5KaAkVnOb_jUUFUWQoFgMFrX-kf5K3-B8M1kN73amjAOvE
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Ich wünsche Ihnen allen von Herzen Kraft und Zuversicht, ein gesegnetes und 
unbeschwertes Weihnachtsfest und einen hoffnungsvollen Ausblick auf das Jahr 2023. 
Ihr Vertreter im Bundestag Prof. Michael Kaufmann

Ich  möchte mich bei der 
Leitung und besonders 
bei unserem Abgeordne-
ten Dr. Michael Kauf-
mann bedanken, dass 
ich an dieser sehr schö-
nen und interessanten  
Fahrt nach Berlin teil-
nehmen konnte. Wäh-
rend dieser  dreitätigen 
Fahrt hatte man ausrei-

chend Zeit und Gelegen-
heit einen politischen 
Gedankenaustausch un-
tereinander zu gestalten. 
Das stärkt unsrere Kraft, 
um unsere Interessen 
und politischen Meinun-
g e n i m m e r s t ä r k e r 
durchzusetzen.
Die AfD wird sich in der 
Zukunft bestimmt weiter 

festigen und ihre Inhalte 
und Zielstellungen errei-
chen. Die Tendenz ist 
für uns positiv. Immer 
mehr erkennen das die 
AfD eine starke Kraft ist 
und nicht mehr von der 
politischen Bühne weg 
zu denken ist. 
Noch einmal herzlichen 
Dank an die beiden Or-

ganisatoren, die uns vor 
Ort bekleidet hatten,  sie 
haben sehr gute Arbeit 
geleistet und besonders 
an sie Herr Michel Kauf-
mann meinen Abgeord-
neten im Wahlkreis die 
Besten Wünsche und 
Grüße. 

Dietrich B.

Ein zufriedener Teilnehmer der letzten Bundespressefahrt

Es gibt ein Bleiben im Gehen 
ein Gewinnen im Verlieren
im Ende einen Neuanfang 
(Japanisches Sprichwort)
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